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Einwände gegen das gleiche
Wahlrecht.

Die Frage des gleichen Wahlrechts iſt jetzt in allen deut
ſchen Bundesſtaaten hochaktuell. Am brennendſten iſt ſie in
Preußen und in Sachſen. Bemerkenswert iſt, daß in dieſen
beiden Bundesſtaaten die Regierungen ſehr abweichende Stel
kungen zur Wahlrechtsfrage einnehmen. Jn Preußen hat ſich
die Regierung, die noch vor gar nicht langer Zeit gegen jede
Wahlrechtsänderung während des Krieges war, nicht nur
entſchloſſen, dieſen ihren Standpunkt aufzugeben, ſondern ſie
hat ſich auch für das gleiche Wahlrecht eingeſetzt und iſt
den Widerſtänden gegenüber feſt geblieben. Ob dieſer Wider
ſtand für die Dauer vorhalten wird, iſt freilich noch die Frage.

Jmmerhin ſticht die Haltung der preußiſchen Regierung
weſentlich ab von der der ſächſiſchen. Jn Sachſen ſteht die

Regierung der dringendſten Forderung der inneren Politik
mit abſoluter Verſtändnisloſigkeit gegenüber. Als in der
Zweiten Kammer des ſächſiſchen Landtages vor Pfingſten die
Wahlrechtsfrage behandelt wurde, meinte der Miniſter des
Jnnern, die Frage des Wahlrechts ſei zu einem Dogma ge
worden und habe ſelbſt in den bürgerlichen Kreiſen zum
Fatalismus geführt in der Ueberzeugung, daß das gleiche
Wahlrecht auf dem Marſche ſei und ſich nicht aufhalten laſſe.
Der Miniſter beſtritt, daß das gleiche Wahlvrecht geeignet ſei,
die ſchaffenden Kräfte des Staates zuſammenzufaſſen. Der
Standpunkt des Miniſters entbehrt nicht der Logik. Er

e e c
icht ang in. Jhm genügt nicht einmal die

Zerhältniewabl, um die ſozialdemokratiſche zu
bannen. Jnfoweit liegen natürlich die Verhältniſſe in Preußen
gang anders. Hier würde das gleiche Wahlrecht zwar eine
ſtarke und einflußreiche Vertretung in das Abgeordnetenhaus
bringen, die Gefahr einer ſozialdemokratiſchen Ueberflutung“
aber beſteht hier jedenfalls nicht. Von dieſem Geſichtspunkte
aus wäre natürlich die Frage des gleichen Wahlrechts in
Sachſen und in Preußen anders zu beurteilen. Jndeſſen für
die Sozialdemokratie gelten ſolche Bedenken nicht und können
für ſie auch nicht gelten.

Die Sozialdmokratie fordert das gleiche Wahlrecht aus
Gründen der politiſchen Gleichberechtigung. Jhr
kommt es zunächſt nicht darauf an, die Mehrheit im Par-
lamente zu erringen, ſondern darauf, den Parteien und damit
den hinter dieſen ſtehenden wirtſchaftlichen Kreiſen die ihrer
Bedeutung entſprechende Vertretung zu ſichern. Um einer
Vergewaltigung der Minderheiten vorzubeugen, hat die
Sozialdemokratie ſeit je die Verbindung des Verhältnisver-
fahrens mit dem gleichen Wahlrecht gefordert. Jn zweiter
Linie verfolgt die Sozialdemokratie wie jede Partei mit einem
wirtſchaftlichen Untergrunde die Vertretung ihrer Jntereſſen,
das ſind die Gegenwartsintereſſen der Arbeiter
klaſſe. Die Grundlage für dieſe Politik wird immer das
foziakliſtiſche Endziel, die ſozialiſtiſche Geſellſchaft, ſein. Wenn
in einem ſo induſtriellen Lande wie Sachſen in der Volksver
tretung eine ſozialdemokratiſche Mehrheit vorhanden wäre,
würde ſie natürlich nicht eine Politik der Beſitzenden, ſondern
der großen Allgemeinheit verfolgen können. Bei den Wahl
rechtskämpfen in Preußen haben die Konſervativen das Land
mit der Ausſicht zu ſchrecken verſucht, daß mit dem gleichen
Wahlrechte der Sozialdemokratie die Verfügung über das
Portemonnaie der Beſitzenden ausgeliefert würde. Davon kann
nun in einem Staate mit zwei geſetzgebenden Körperſchaften
überhaupt keine Rede ſein. Gewiß wäre, daß eine ſozialdemo-
kratiſche Mehrheit die Beſitzenden in ſteuerlicher Beziehung
anders anfaſſen würde, als ein bürgerliches Parlament. Das
wäre indes nur ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit. So
lange die kapitaliſtiſche Geſellſchaft noch das Recht Hat, die
Arbeitskraft unter ihrem Werte anzukaufen und auszubeuten,
um daraus immer mehr Kapital anzuhäufen, iſt es nicht mehr
als recht und billig, wenn das gleiche Wahlrecht dafür ſorgt,
daß die Beſitzenden für die Staatsbedürfniſſe, die durch die
Ausführung der Geſetze, die ihnen die Ausbeutung der Be
ſizloſen gewährleiſten, entſtehen, aufkommen. Das mag den
politiſchen Parteien, die die Intereſſen der Beſitzenden ver
treten, unangenehm ſein, indeſſen die Arbeiterblaſſe hat, wie
geſagt, nicht nach den Jntereſſen der Beſitzenden, ſondern nur
nach denen der Arbeiterklaſſe, die ſich mit denen der Allgentein

intereſſen decken, zu fragen.r ſolchen Geſichtspunkten iſt natürlich auch der Wider
ſtand der ſächſiſchen Regierung gegen das gleiche Wahlrecht
verſtändlich Wenn aber die beſonderen ſächſiſchen Verhält
niſſe das gleiche Wahlrecht angeblich nicht zulaſſen, ſo würde
das nur beweiſen, daß dieſe beſonderen Verhältniſſe des Landes

i i ältni des Rei nicht mehr inc r. die ſächſiſche Wahlc m neee

ha i i o u re ne a ein be haftigkeit wird abgelehnt. Dann aber heißt es weiter:
Einklang ſtehen. Mit anderen Worten
Regierung daran ſeſt, daß das gleiche Wa

tür die ſſe die Frage entſtehen, ob ſie

ſonderes Jntereſſe an der Selbſtändigkeit Sachſens haben kann.
Wenn unſere Bundesſtaatsverfaſſung nicht nur durch die
Steuerpolitik des Rejches, ſondern namentlich doch die immer
weitere Ausdehnung der Zuſtändigkeit des Reiches in Frage
geſtellt wird, ſo hat natürlich die Sozialdemokratie keinen
Grund, dies zu bedauern, Jedenfalls kann aber die parti-

kulariſtiſche Staatsgeſinnung der großen Mehrheit des Volkes
nicht gefördert werden, wenn ihr die ſtaatsbürgerliche Gleich-
heit vorenthalten wird. Deshalb kann und wird ſich die Sozial
demokratie auch in Sachſen nicht abhalten laſſen, das gleiche
Wahlrecht zu fordern und zu kämpfen, bis es erreicht iſt. Das
gleiche Wahlrecht verweigern heißt nichts anderes, als der
friedlichen Entwicklung der polttiſchen Zuſtände auf eine demo
kratiſche Staatsverfaſſung Dämme aufzurichten. Die
Geſchichte lehrt, daß ſolche Hinderniſſe die Entwicklung zwar
erſchweren, aber nicht dauernd aufhalten können. (8)

Fragwürdige Wahlreform in
Braunſchweig.

Die braunſchweigiſchen Landtagswahlrefornworlagen
gehen nunmehr der Entſcheidung entgegen. Die elfgliedrige
Wahlrechtskommiſſion hat ihre ſehr geheimnisvoll durchge-
führten Beratungen beendet und ihren Bericht an das Plenum
des Landtages gelangen laſſen. Der Kommiſſionsbericht be
merkt zu der Regierungsvorlage: „Die Hauptabweichung der
Regierungsvorlage von dem bisherigen Rechtszuſtande findet
ſich bei den aus den allgemeinen Wahlen hervorgehenden

o er nezvan Wreiiaifen Tden, hebt die Regierungsvorlage ſo
als auch das Dreiklafſenwahlſyſtem und ſetzt an deren
Stelle das allgemeine gleiche direkte Wahlrecht. Durch das
allgemeine gleiche Wahlrecht wird der breiten Maſſe, die ſich
bei dem Dreiklaſſenwahlſyſtem nur ſchwer Geltung verſchaffen
konnte, der Haunteinfl uß eingeräumt werden, während die
Gruppen der Bevölkerung, denen bislang im Landtage aus-
ſchlaggebende Bedeutung zukam, zurücktreten werden. Es iſt
deshalb erklärlich, daß die Regierungsvorlage in weiten Krei-
ſen auf ſchwerwiegende Bedenken geſtoßen iſt, und ſo hat ſich
auch bei den Verhandlungen in der Kommiſſion herausgeſtellt,
daß für die Einführung des allgemeinen gleichen Wahlrechts
bei den allgemeinen Wahlen die zu dieſer Verfaſſungsände-
rung im Landtage erforderliche Zweidrittelmehrheit ſich nicht
finden wird und damit alſo die vorgeſchlagene Abänderung
des Wahlrechtes abgelehnt wird. Einen ſolchen Ausgang der
Verhandlungen über die Regierungsvorlage halten wir aber
für äußerſt bedenklich und nicht im Intereſſe des Landes
liegend. Als Mittelweg bringen wir einerſeits in unſeren
Anträgen die Einführung eines Mehrſtimmenwahlrechts in
Vorſchlag, nach dem der Eigentümer eines Hausgrundſtückes
oder eines anderen Grundſtückes in einer gewiſſen Mindeſt-
größe alſo das bodenſtändige Element und der Wahl
berechtigte, der das 40. Lebensjahr vollendet hat und ver
heiratet iſt oder verheiratet geweſen iſt, eine Zuſatzſtimme er
halten ſoll. Anderſeits ſchlägt die Kommiſſion eine Erhöhung
der Zahl der Abgeordneten vor, die aus beſonderen Wahlen
hervorgehen, und zwar will ſie zu den Berufsſtänden die mitt
keren und unteren Staats Kommunal und Gemeindebeamten
und Lehrer ſowie die Privatangeſtellten hinzunehmen. Den
Kreis der wahlberechtigten öffentlichen Körperſchaften will
die Kommiſſion durch Hinzunehmen der Vertretungen der
Kreiskommunalverbände und der Städte erweitern. Nach
den Vorſchlägen der Kommiſſion würde die Zahl der Abge
ordneten von 48 auf 54 erhöht und 29 Abgeordnete aus all
gemeinen Wahlen, 17 aus Wahlen der Berufsſtände und
8 aus Wahlen öffentlicher Körperſchaften hervorgehen. Schließ
lich wil die Kommiſſion entgegen der Regierungsvorlage die
Wahlpflicht beibehalten. Die Kommiſſionsvorlage will jeden
Wahlberechtigten, der ohne genügende Entſchuldigung ſein
Wahlrecht nicht ausübt, in eine Ordnungsſtrafe von 3 bis
100 M. nehmen.“

Das Plenum des hraunſchweigiſchen Landtages wird ſich
wohl mit geringen Abweichungen- auf den Boden der Kom
miſſionsbeſchlüſſe ſtellen. Die Wahlrechtsbewegung würde
dann an demſelben Tage von neuem einſetzen, da dieſes Uni
kum von einem Wahlrecht im braunſchweigiſchen Landtage
verabſchiedet würde.

Veue Vermittelung in der Wahlrechtsfrage.
Nachdem das Zentrum mit ſeinen Sicherungsanträgen in

der preußiſchen Wahlrechtsfrage bisher wenigſtens kein Glück
S hat, ſcheint es ſich mehr und mehr mit einem Plural-

immen recht befreunden zu wollen. Die Germania, das
führende Berlinner Zentrumsorgan, veröffentlicht eine Zu
ſchrift, in der eine Vermittlung in dem Kampf um das gleiche

recht dahin empfohlen wird, daß man zunächſt dem
Wähler höheren Aſters eine h me einräumt.

rEine Bevorzugung des Beſitzes, der Bildung und der Seß
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Dagegen möchte ich zwei andere Geſichtspunkte hervorheben,
die bei Verleihung einer Zuſatzſtimme in Betracht gezogen werden
können: das iſt einmal die Familie. Der Unverheiratete iſt der
jenige, der am eheſten ſagen kann: ubi bene, ibi patria. Aber der
Vater einer größeren Kinderſchar hat ein viel größeres Intereſſe
an der Staatswohlfahrt. für unſer Preußen insbeſondere auch an
einer guten, vaterländiſchen und religiöſen Schule. Alſo ein Mehr
Dredarecht- für den Vater einer beſtimmten Anzahl unmündiger

inder.
Eine fernere Mehrſtimme demjenigen, der in dieſem Kriege

ſeine Haut fürs Vaterland und die zu Hauſe gebliebenen und da
reich Gewordenen zu Markte getragen hat, oder wer in kommen
den Zeiten gewärtig ſein muß, dieſes zu tun. Darum eine Mehr
ſtimme demjenigen, der vor dem Jene gekämpft, oder
wenigſtens für Tapferkeit vor dem Feinde (nicht durch Etappen-
verdienſte) eine r erworben hat, und ſpäterhin jedem,
der und ſo lange er der Reſerve oder der Landwehr angehört.“

Dieſe Vorſchläge, die man einſtweilen wohl nur als
Fühler bewerten darf, nähern ſich in ihrer Tendenz bereits
ſtark den Mehrſtimmenvorſchlägen des rechten nationallibe
ralen Flügels. Es iſt daher keineswegs ausgeſchloffen, daß
wenn bei der wiederholten dritten Leſung die Siche s
anträge des Zentrums erneut abgelehnt werden, auf di
Grundlage eine Verſtändigung zwiſchen den Mittelparteien
zuſtande kommt. Weniger wahrſcheinlich iſt es, daß ſich vbri
dem völlig ablehnenden Verhalten der Konſervativen eine
Mehrheit dafür im Abgeordnetenhauſe findet. Und wenn
die „Vermittlung“ wider Erwarten doch zu einem Ergebnis
führen ſollte, ſo müßte ſie an dem Widerſpruche der Regie

AIe m.
Auch in Württemberg das Frauenſtimmrecht

abgelehnt.
Der ſtaatsrechtliche Ausſchuß der Zweiten württembergi

ſchen Kammer beſchloß, der Kammer vorzuſchlagen, die r
derung auf Gewährung des kommunalen und parla
mentariſchen Wahlrechts an die Frauen mit der Regie
rung abzulehnen. Als Beruhigungsmittel ſchlägt der
Ausſchuß vor, die Frauen als ſachverſtändige Beiräte zu den
Ausſchüſſen der Gemeindevertretungen und den geſchäftlich
organiſierten Körperſchaften in erweitertem Maße als bis
her heranzuziehen und Frauen in Staat und Gemeinden, ſo
weit es die Frauenintereſfen bedingen, anzuſtellen.

Auch in Württemberg erblickt man in der Frau immer
noch den unterwürfigen Hausſklaven, der im öffentlichen
Leben keine Nummer hat, obwohl die Erfahrungen des Krieges
das Gegenteil beweiſen. Die Zeit mit ihren Notwendigkeiten
wird auch hier Wandel ſchaffen.

Ein Aufruf für das gleiche Wahlrecht.
Der Volksbund für Freiheit und Vaterland erläßt folgen

den Aufruf:
Dex Volksbund für Freibeit und Vaterland erhebt entſchiedenen Widerſpruch gegen die unwürdige Behandlung, die die

Wahlrechtsvorlage der Regierung in der dritten Leſung des Preu-
ßiſchen Abgeordnetenhauſes erfahren hat. Das preußiſche Volk hat
ſich in dieſem Kriege das gleiche Wahlrecht verdient, in erſter Rethe
die Kämpfer an der Front. Der Dank des DreiklaſſenParlaments
an die Kriegsteilnehmer war die Ablehnung des von der Krone
feierlich in Ausſicht geſtellten Volksrechtes. Die rhätte unter allen Um ſtanden mit der Auflöſung dieſes vo feind
lichen Hauſes antworten müſſen, ſtatt deſſen läßt ſie ſich in Ver
handlungen ein und erhält unſer öffentliches Leben in einer Un
ruhe, die weit ſchädlicher wirken muß, als ein kurzer Wahlkampf.

Der Volksbund erwartet von der Regierung, daß ſie ſich durch
keinerlei Kompromiſſe von der Linie des gleichen Wahlrechts
abbringen läßt, daß ſie insbeſondere den Beſtrebungen nicht nach
gipt. das gleiche Wahlrecht durch Alterszuſatzſtimmen abzuſchwächen,

ie nur geeignet ſind, die im waffenfähigen Alter für uns kämpfen
den Voltsgenoſſen dei ihrer Heimkehr ſchwer zu benachteiligen.

Der Aufruf ſchließt mit der Aufforderung zum Beitritt zu dem
Volksbunde für Freiheit und Vaterland. (Die Adreſſe iſt Berlin
W 6G2, Kleiſtſtraße 36.)

Die Anabwendbarkeit des gleichen Wahlrechts.
Die Unabhängige Nationalkorreſpondenz iſt das tob

ſüchtigſte alldeutſche Organ Deutſchlands. Unermüdlich pro
digt ſie Gewalt nach außen und innen, Kampf bis aufs Meſſer
gegen den „Verzichtfrieden“ und das gleiche Wahlrecht. Jetzt
aber leſen wir darin in einem Aufſatz über das neue deutſche
Oſtland:

Man darf nicht vergeſſen, daß es ausgeſchloſſen iſt, im
20. Jahrhundert ein Baltenland r ſchaffen, das, umgeben von
demokratiſchen Republiken, wie Rußland und die
ükraine, oder von ſtark konſtitutionellen Monarchien wie Litauen,
Polen und DeutſchlandPreußen, ſich ſelbſt bei einer Nnion mit
Preußen auf die Dauer davon enthalten köunte, den breiten Maſſen
das allgemeine gleiche Wahlrecht zu verleihen.

Alſo für die Letten und Eſten iſt das gleiche C
nicht mehr aufzuhalten. Und trotzdem wagen es die eut
ſchen den deutſchen und hauptſächlich preußiſchen und ſächſi
ſchen Völkern zu weigern!

rung ſcheitern, die ſich nicht einmal, ſondern immer wieder für
das gleiche Wahlrecht ein umd ſchließlich nur die eine
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Wilſons Kampf gegen den
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Aus dem „freien Amerika.
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anderen Gtund, als weil ſie ſich harmlos etwa dahin ge
äußert haben, die Vereinigten Staaten würden ihrer Anſicht
nach nicht ſiegen, oder auch das Kriegführen ſei ein Unrecht.
Der Mut der Ueberzeugung wird heute, nach Rußlands

iſten aus kein

freiung vom. Zarentum, wohl nirgends ſchärfer ndet alsin den Vereinigten Staaten. bwerſer garedet

Ein typiſches Beiſpiel ſo leſe wir in der Frankfurter di
Zeitung iſt der Fall des früheren Proſeſſors an der Uni
verſität Pennſylvania Scott Nearing. Dieſer hatte eine
Broſchüre veröffentlicht, welche in 12 Kapiteln die wunden
Punkte der Wilſonſchen Politik in einer Weife berührt, die
die Regierung allerdings ſehr ſchmerzen muß. Jm erſten
Kapitel, das betitelt iſt: „Gebt den armen Truſts eine
Chance“ läßt ſich der Verfaſſer u. a. wie folgt hören:

z. Der Kriegseiniritt der Vereinigten Staaten war der griSieg den die amerikaniſche Plutokratie über die amerikani

Demokratie ſeit der Kriegserklärung an Spanien davongetragen hat.
Die Plutokratie drängte zum Kriege, ſchrie nach ihm, beſtand auf
ihm und bekam ihn ſchließlich. Jhr war der Krieg willkommen,
weil er für fie eine Chance bedeutete, die Vereinigten Staaten noch
wehr in ihre Gewalt zu bekommen.

Profeſſor Nearing wendet ſich weiter gegen die Einführung
der Wehrpflicht in den Vereinigten Staaten, welche in
ihrem Endziel dazu heſtimmt ſei, den imperialiſtiſchen Be-
ftrebungen hinſichtlich Mexikos und des ganzen übrigen
nerikaniſchen Erdteils zum Siege zu verhelfen. Er fährt
dann fort:

Das Hauptbedenken, das man 1914 in Amerika gegen Deutſch
land geltend machte, war, daß Deutſchland h ſein möchte,
enit dem Schwert ſeine Ziviliſation den Vereinigten Staaten auf-
zuoktrohieren. Jetzt ſind die Vereinigten Staaten ſelbſt eifrig
dabei, zu organiſieren, fabelhafte Summen auszugeben, Soldaten
auszubilden und Schiffe zu bauen, alles nur zu dem ausgeſprochenen
Zweck, um ihrerſeits die amerikaniſche Ziviliſation mit dem Schwert
Deutſchland aufzudrängen.

Profeſſor Nearing wurde wegen dieſer Veröffentlichung
auf Grund des Svionagegeſetzes in Anklagezuſtand verſetzt
und ſieht einer langjährigen Kerkerſtrafe entgegen.

Ein anderer amerikaniſcher Schriftſteller, der ſeine Ueber-
zengungstreue mit dem Verluſt der Freiheit büßen muß, iſt
Dr. William J. Robinſon. Er verfocht ſeine ketzeriſchen
Jdeen als Herausgeber einer Zeitſchrift, betitelt Eine Stimme
in der Wüſte. Seine Feſtnahme iſt um ſo bemerkenswerter,
als er faſt in jeder Zeile ſeiner Artikel ſeinen amerikaniſchen
Patriotismus betonte. Aber gerade das iſt ja das Charak-
teriſtiſche an der ganzen Hete der Regierung. Nicht gegen
vaterlandslofe Geſellen richtet fie ſich, ſondern gegen die aller
beſten Patrioten, die nur das Unglück haben, nicht derſelben
Anſicht wie Wilſon zu ſein. Dr. Robinſon erklärt ſogar aus
drücklich und moahr kann eigentlich auch Wilſon nicht ver
langen daß er „proaolliiert“ ſei, aber was Wilſon verlangt,
iſt die blinde Unterwerfung, das bedingungsloſe „Hinterdem-
Präſidentenſtehen“, und dieſe Gefolgſchaft verſagt ihm Dr.
Robinſon. Er führt u. a. in einem offenen Brief an den
Präſidenten aus:

Jch habe bei der letzten Wahl für Sie, Herr Präſident, ge-
ſtimmi; doch laſſen Sie mich ſagen, daß, wenn jemals ein Präſident
unter falſchen Vorſpiegelungen gewähkt worden
ift, Sie es geweſen ſind Wir Radrkalen verſtehen immer noch
nicht, was Jhren Purzelbaum am 3. Februar 1917, dem Tage des
Abbruchs der Beziehungen, veranlaßt hat. Deutſchlands Blockade-
oder Sperrgebieiserklärung rechtfertigt dies ſicher nicht. Sie wiſſen
genau wie wir alle, daß England zuerſt eine Blockade erklärt und
unſere Poſt und unſeren Handel geſtört hat. Englands und Deutſch
Iands Vorgehen hat ſich lediglich in der Meihode unterſchieden.
Rur ein total Verrückter kann noch an die Möglichkeit einer
Niederlage Deutſchlands auf dem Schlachtfelde glauben. Was iſt
unter diefen Umſtänden zu machen? So ſchnell wie möglich
Frieden zu ſchließen und im eigenen Hauſe Ordnung zu
ſchaffen. Jndem wir unſere Söhne nach Frankreich ſenden,
Keiſten wir Frankreich gar keinen Dienſt. Wir ermutigen es nur,
einen Krieg fortzuführen, der ſich ſelbſt mit fremder Hilfe auf die
Dauer als ſelbſtmörderiſch für Frankreich erweiſen muß.

Die Veröffentlichung eines ſehr amüſanen fiktiven Ge
prächs zwiſchen dem Deutſchen Kaiſer und Präſident Wilſon
hat die weit verhreitete amerikaniſche Zeitſchrift The Metro
politan Magazine der Regierung verdächtig gemacht. Die
Unterhaltung läuft darauf hinaus, daß der Deutſche Kaiſer
dem Präſidenten die vielen Doppelzüngigkeiten ſeiner Politik
in ſchlagender Weiſe und unwiderlegbar vorhält und ihn ſo in
die Enge treibt, daß er ſchließlich gar keine Antwort mehr
ſtndet. Der Kaiſer erinnert Wilſon an eine ſeiner Reden, in
welcher der Präſident erklärt hatte, daß die Regierungsgewalt
gerechterweiſe von der Zuſtimmung der Regieren abgeleitet
ſein müſſe. „Aber wie verträgt es ſich damit“, fragte der
Kaiſer, „daß Sie, Herr Präſident, dem Volk von Portorico
nicht geſtatten, ſeine eigene Regierung rinzuſetzen? Sie halben
Portorico mittels Eroberung unter dem Segen des Schlachten
gottes beſetzt. Gut ſo; Jhre öffentlichen Reden ſind eben nur
Konzeſſionen an den romantiſchen Jdealismus Jhrer Unter
tanen.“ Jm Laufe des weiteren Geſprächs macht der Kaiſer
dann dem Präſidenten klar, daß Kuba, Haiti, San Domingo
und die mittelamerikaniſchen Stagten nichts als Vaſollen der
Vereinigten Staaten ſeien. Er gibt ibm den Rat, ſeine ver
ſchiedenen Reden mit geographiſchen Fußnoten zu verſehen,
domit man immer gleich erkennen könne, für welche Länder er
dieſes Pringip, für welcher er ein anderes angewendet zu

Die Fälle, in denen als Pazifiſten Verdächtige halb tot
geprügelt werden, häufen ſich. Es ſind vereits mehrere Lynch-
morde an Gegnern der Wilſonſchen Kriegspolitik begangen
worden; Arbeiterführer in den Weſtſtaaten
hobenihredurchausgefetzmäßige Oppoſition
mit dem Leben bezahlen müſſen, ein Deutſch
Amerikaner wurde von dem Mob vor die Stadt gefahren und
zu Tode gequält. Die amerikaniſche Regierung hütet ſich
natürlich, ſolche Dinge ausdrücklich zu billigen. Aber ſie turt

Geringſte, ſie zu ahnden oder künftig zu ver
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Herr Wilſon nicht abſchütteln.
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und ferde dahin. Viele von ihnen hun ſich zudenn das Futter iſt ſchlecht. Auf einigen Weſten i Sterb
lichkeitsziffer auf das doppelte geſtiegen. Sie beträgt jetzt e

Alle dieſe Erſcheinungen ſind auf die Rohſtoff vertilgende Wir
kung des UVoot Krieges zurßckzuführen.

Antergegangen.
Bern, 23. Mai. Matin meldet aus Waſhington Der ameri-

kaniſche Frachtdampfer Mac Calough wurde in den europäiſchen
Gewäſſern durch eine Mine oder einen Torpedo verſenkt.

Ein holländiſcher Dampfer von England aufgebracht.
Amſterdam, 23. Mai. Nach dem heute in Ymuiden ein

getroffenen amtlichen Bericht wurde der Schleppdampfer „PYmui-
c Da Finadeth von engliſchen Seeſtreitkräften nach Harwich
aufgebracht.

Eine Rede Lord Cecils.
Rolierdam, 23. Mai. Bei einem Früchſtück, das der Bürgermeiſter

von London zur Erinnerung an den dritten Jahrestag des Eintritts
Italiens in den Krieg gab, ſetzte Lord Cecil die unendliche Reihe der
engliſchen Miniſterreden der leizten Zeit fort. Das vorige Jahr ſei, ſagte
er, voll wichtiger Ereigniſſe geweſen, aber mit Ausnahme Rußlands
ſeien alle Verbündeten mit unvermindeter Kraft aus dem Kampf her-
vorgegangen. In erſter Linie Jtalien. Italien habe eine ernſtliche
Prüfung durchgemacht, die größer geweſen ſei, als irgend eine der an-
deren Alliierten. Aber ſein Widerſtand an der Piavelinie werde zu
allen Zeiten zu den berühmteſten Leiſtungen der Kriegsgeſchichte zählen.
Die Ereigniſſe in Rußland bewieſen die Notwendigkeit von Taten ſtatt
der Worte. Menſchen, die ſtets das Gute betonen, ſeien der Meinung,
daß man den Deutſchen nur verſöhnlich zu kommen brauche, um ſie zu
veranlaſſen, aus unſerer Hand zu Das ſei aber ein Mißverſtehen
deutſcher Art. Der Vertrag von BreſtLitowſk liefere den beſten Be
weis dafür. Die Friedensreſolulion des Reichslages ſei zum Werke
eines Stückes Papier erniedrigt worden, genau ſo wie die demokraliſche
Wahlreform in Preußen. Wir ſehnen uns danach, fuhr Cecil fort, allen
Völkern Freiheit und Unabhängigkeit zu ſichern. Für die zukünftige
Regelung der Dinge können wir uns nicht an die Höfe und Kabinette
halten, ſondern an die Nationen und Völker. Davon hängt der ganze
Beſtand des Völkerbundes ab.

ab kommen.
Berlig, 23. Mai. Am 13. Maj iſt in Bern auf Grund von Ver

handlungen zwiſchen Vertretern der deutſchen und der italieniſchen Re
gierung eine Vereinbarung über Kriegsgefangene und Zivilperſonen un
terzeichnet worden. Nach den Beſtimmungen dieſer Vereinbarung ſollen
insbeſondere die beiderſeitigen ſchwerverwundeten, ſchwerkranken Kriegs
gefangenen und das Sanitätsperſonal in die Heimat entlaſſen werden.
Darüder hinaus wird aber auch ein erheblicher Teil der in italieniſchen
Händen befindlichen geſunden deutſchen Kriegsgefangenen befreit wer
den. Es ſollen nämlich die über 45 Jahre alten Kriegsgefangenen und
die Kriegsgefangenen, die im Alter zwiſchen 40 und 45 Jahren ſtehen
und Väter von drei oder mehr Kindern ſind, ſowie eine Anzahl deut
ſcher Kriegsgefangener, die ſich über 18 Monate in Gefangenſchaft be
finden, Kopf um Kopf ausgetauſfcht werden. Außerdem ſind
für die Behandlung der beiderſeitigen r Richtlinien feſt
gelegt worden, die im allgemeinen den mit Frankreich im Dezember 1917
vereinbarten und im Abkommen vom 15. März 1918 niedergelegten
Beſtimmungen entſprechen. Die Beſtimmungen des deutſch italieniſchen
Abkommens kommen auch den in italieniſcher Gewalt befindlichen
Kriegsgefangenen zugute, die von ſerbiſchen Truppen an Italien über
geben worden ſind. Aus den Beſtimmungen, die zum Schutze der bei
derſeitigen internjerten oder verſchickten Zivilperſonen vereinbart worden
ſind, iſt hervorzuheben, daß die in italieniſchen Kolonien befindlichen
deutſchen Zivilperſonen auf Wunſch nach Jtalien überführt werden.
Beſonderer Dank gebührt der ſchweizeriſchen Regierung, unter deren
verſtändnisvoller Leitung die Verhandlungen vor ſich gegangen ſind
In gleicher Weiſe iſt der Verdienſte des Popſtes zu gedenken, welcher
in Fortſetzung ſeiner unermüdlichen Beſtrebungen um Linderung des
Loſes der Gefangenen in hochherziger Jnitiative Intereſſe an dem Zu-
ſtandekommen der deutſch italieniſchen Verhandlungen bekundet und da
mit von neuem ein Werk edler Menſchlichkeit gefördert hat.

Verhandlungen über die Behandlung der deutſchen
und amerikaniſchen Gefangenen.

Amſkerdam. 23. Mai. Reuter meldet aus Waſhington: Das Mi-
niſterium des Aeußern mecht bekannt, daß die Regierung der Vereinig-
ten Steaten durch Vermittlung der ſpaniſchen Geſandtſchaft in Berlin
Deutſchland vorgeſchlagen habe. in Bern eine Konferenz zur Be
ſprechung der Behandkung der deutſchen und ameri-
kaniſchen Kriegsgeſangenen abzuhalten.

Amerika gegen Holland.
Roklerdaw, 22. Mai. Aſſocioted Preß meldet aus Wafhingion:

Die ameyikaniſche Regierung antwortete auf die Bitte der holländiſchen
Regierung, drei Schiffe der jetzt in amerikaniſchen Häfen liegenden
Flotte mit dem vom Präſidenten der Vereinigten Staaten verſprochenen
Getreide zu ſenden, daß dazu keine Erloubnis erteilt werden könne.
Um weitere Verzögerungen in der Getreideverſchiffung zu verhindern,
müßten Schiffe aus Holland geſchickt werden.

Die vorſtehende Nachricht findet ihre Ergänzung in folgender Mit
teilung des Nieuwe Rotterdamſchen Couranis vom 18. Mai abends:
Der holländiſche Kolonialminiſter telegraphierte dem Generalgouverneur
von Holländiſch-Oſtindien, daß die Zuſicherung, daß holländiſche Schiffe
in Nordamerika Bunkerkohle erhalten könnten und bedingungslos aus
klariert werden, von der Regierung der Vereinigten Staaten nicht zu

offen darauf ausgehen, den holländiſchen Schiffsraum aus den nieder-
ländiſchen Häfen herauszulocken, um ihn dann ebenſo wie den bereits
beſchlagnahmten wegzunehmen. Die niederländiſchen Reedereien werden

ſich r 77 dadurch ſchützen können, daß t
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lothringiſche Frage ein Friedenshindernis ſei, als falſch. Elſaß-Lothrin-g ſei nur ein g im Kampf der Rechtsanſchauungen zwiſchen

ierbund und Verband. Dort gelte der Grundſatz der Beherrſchung,

hier der der „Wenn h eun glücklicherweiſe a wieder franzöſiſch werden
olten meinte er zum Schluß, „ſo würde das bedeuten, daß auch

geradezu Ein
tlbarkeit der franzöſiſchen

diesmal das alte Recht wieder am W 7 iſt. Dieſe Worte
einer kli wahrhaftig nicht t rig ſindeſtändnis der Nichterf

robéerungsträume.

der Jrenführer erſt nach
Friedensſchluß.

Genf, 24. Mai. Petit Pariſien meldet aus London Das
che Kabinett will die Sinnfeiner-Führer erſt nach dem Friedens
verurteilen. Bis dahin beiben ſie in Kerkerhaft, weil die Tälügkell

Kriegsgerichte die Revolufion noch umfangreicher machen müßte.
(Auch die dauernde Verhaftung ihrer Führer wird nicht zur Be

ruhigung der Jren beitragen.)

Anter ſchwerem Feuer.
Serlin, 23. Mai. Hazebrouk, Morbecque, Jſbergues,Lillers, Schacht 6 von Noeux und das Stahlwerk Grenay

wurden erneut mit ſchwerem Wuer belegt. Jm Maſchinenhaus

e re verurſachten unſere Treffer zahlreiche ſtarke
xploſionen.Jn der Nacht zum 22. Mai wurde durch Bombenabwurf ein

großes feindliches Munitionslager 8 Kilometer nordweſtlich Ab de
ville unter ungeheuren Exploſionen in die t rengt.
Jn Le e wurden zehn lange Schuppen in Brand geſetzt.
Weit hörbare Exploſtonen dauerten lange Zeit an.

Berlin, 23. Mai. Die rückſichtsloſe h von Laon
betraf am 22. Mai die unſchuldige Zivilbevölkerung erneut
ſchwer. Mehrere Einwohner wurden getötet oder verwundet.
Auch feindlichem Bombenabwurf auf Laon fielen mehrere Ein
wohner zum Opfer.

Zwei Milliarden deutſches Gigentum in Amerika
beſchlagnahmt.

Amſterdam, 23. Mai. Times meldet aus Neuyork: Der
Verwalier fremden Eigentums in den Vereinigten Staagten,
Mitchell Pallmer, ſagte in einer Rede, daß vielleicht bis zu

Milliarden deutſchen Eigentums in den Vereinigten Staaten
eſchlagnahmt würden.

Kriegszuſtand mit Nikaragug.
Berlin, 24. Mai. Wie die Norddeutſche Allgemeine Zeitun

hört, iſt die Rachricht, daß Nikaragua den Kriegszuſtan
mit Deutſchland und Oeſterreich erklärt hat, nunmehr

amtlich beſtätigt. uEine neue amerikaniſche Militärvorlage.
23. Mai. Aus Waf z wird gemeldet: Präſi

dent Wilſon hat eine neue Militärvorlage unterſchrieben, in
der er den 3. Juni als den Tag anweiſt, an dem alle jungen
Leute, die bis zum 3. Juni 1917 das 21. Lebensjahr erreicht haben,
ſich für den Kriegsdienſt melden müſſen. Sie werden aber nicht
eingezogen werden, ſo lange noch junge Männer des erſten Jahrganges verfügbar ſind.

Bethune. in Flammen.
Genf, 23. Mai. Nach einer Meldung des Progres de Lyon

ſteht Bethune infolge der heftigen deutſchen Veſchießung in
Flammen. Der heftige Wind bewirkte, daß ſich der Brand

er die ganze Stadt ausdehnte.

Finnland nach dem Siege der Weißen.,
J. K. Die gegenwärtige Regierung Finnlands hat ſämt

liches den Gewerkſchaften, Genoſſenſchaften oder
ſonſtigen Arbeiterorganiſationen gehörende Vermögen
in den von der Revolution betroffenen Gebieten unter behörd
lich Verwaltung geſtellt. Dem Landtage ſoll alsbald eine
Vorlage über Einſchränkung der Vereinse,
Verſammlungs- und Preſſefreiheit zugehen.
Gegen ſämtliche Mitglieder der ſozialdemokratiſchen Landtags
fraktion mit Ausnahme von 6--7 wird Anklage
wegen Hochverrats erhoben werden, und diejenigen,
deren man habhaft werden konnte, ſind bereits verhaftet wor-
den. An den gegenwärtigen Landtagsverhandlungen nehmen
nur noch drei ſozialdemokratiſche Abgeordnete teil gegen
über 95 vor dem Revolutionsverſuch.
Der Aufſtandsverſuch der finniſchen Sozialdemokrakie
iſt nicht nur durch Waffengewalt niedergeworfen worden,
ſondern droht auch die g Partei zu zerſeden. Ein zu
nächſt nicht großer Teil der Partei lehnte von vornherein die
Teilnahme an dem Verſuch ab, die Diktatur des Proletariats
mit Gewalt zu errichten. Dieſe Gruppe ſammelt ſich um die
Zeitung Työn-Walta und ihren Herausgeber Kofſonen.
Dieſer bezeichnete den Bürgerkrieg als eine nationale Schande,
als ein Zeichen der Schwäche der finniſchen Kultur. Gegen eine
von vornherein unüberwindliche Uebermacht ſeien die finni
ſchen Arbeiter ſinnlos wie Wilde angerannt. Das Ergebnis
ſei, daß die ſozialdemokratiſche Partei zerſprengt und voll
ſtändig geſchlagen wäre. Die ſozialdemokratiſche
Partei Finnlands havbeim Dienſte der ruſſi
ſchen Halbanarchiſten Selbſtmord begangen.
Nur über den Kopf des Parteitages hinweg habe man eine ſo
verwerfliche Taktik einſchlagen können. Nicht ein Beſchluß
der finniſchen Sozialdemokratie, ſondern der Einfluß der Frau
Kollontay habe Finnland zum Verſuchskaninchen der Re
volution erniedrigt.

Koſonen beſtreitet auch, daß die Bourgeoiſie dieſen Klaſſen-
Se provoziert hätte, die Gründung der Milizen ſei not

e geweſen, nicht als Kampfmittel gegen die Arbeiter
ſondern um mit der Selbſtändigkeit Finnbands ernſt zu

machen. r Finnländer hätte ſich dieſen Schutzkorps an
ſchließen ſollen. Statt deſſen hätten die Rotgardiſten die
Ruſſen herbeigerufen und mit gpr Hilfe die geſetzliche Re
gierung verjagt. TyönWalta tritt ſogar dafür ein, daß die

klaſſe

ührer S Rotgardiſten für ihre Handlungen im Bürger
og zurentbehr n n er Wenn

i en die Curſehrt aus den Hoſen ichen Verantwortungtrafrechtli
Man müſſe eine neue ſogialiſtiſche Partei aus



der alten errichten, geſetzlichen Mittelne e en ekratie kann gegenwärti
S We ver Unrecht bei dem finniſchen Aufſtand

mung e enth.zehnte zurückgeworfen hat.

Die Konſequenz der Brotkürzung.
Die erhebliche Ver der Brotration betroffBevölkerung alle unſer Lelleterich das e

ernährungsamt zu ſtellen. Die Berechtigung dazu iſt um ſo größer,
als die ölke ſeit in dem Glauben erhalten wurde,werde ſie bie ohne Eingriffe m die en
d m alen Meer tie le eGebieten ſchleunigſt verſtopft werden v

Betrachtet man zunächſt den Kalorienwert, der auf Grund von
Rationierungsvorſchriften der Bevölk W Nahrungsmittel, ſo kommt nach Berechnungen in zahlre hen nord, mittel und

ſüddeutſchen Städten die fägliche Durchſchnittskalorie e über 1100
bis 1200 nicht hinaus während die notwendige von Er
C r bei ruhig lebenden Menſchen auf 2400, bei körper

angegeben wird. Selbſt unter Einbezie derwich das Rormameh den den wenn gen
die auf Zuſchüſſe aus dem Schleichhandel verzichten müſſen, ſchon um
verkeh

n nicht erreicht, weil ſie die Fehlmengen gar nicht aufbringen r

wird nicht in dem Maße erreicht wie beim Brot.
Jedenfalls erheiſcht die jetzige Lage nachdrücklichſt Maßregeln zur Ver-
e der Lücken, durch ſorgfältiges Erfaſſen der Pro

on am Erzengungsort durch rückſich
Schleichhandels.

Einige der wichtigſten Fehlerquellen ſeien hier gezeigt:
1. Fleiſch Es beſteht kein Zweifel, daß gerade die Fleiſchwer

ſorgung zu den ſchwierigſten Dingen kommunaler Verteilungswirtſchaft
gehört. Jn den meiſten Kommunalverbänden ſcheut man ſich immer
noch vor unbegreiflicher Schen vor dem Mehgergewerbe vor der Ein
führung des Regierungsbetriebes. Gerade in der Zuteilung von leben
dem Vieh an die einzelnen Metzger oder Metzgergruppen und in der
ſchablonenmäßigen Umrechnung in ein vermutliches Schlachtgewicht liegt
die allergrößte Fehlerquelle. Der Metzger ſchlachtet das Vieh in der
Regel weit vorteilhafter aus, als ihm an Schlachigewicht angerechnet
wird. Er iſt ſomit in der Lage, den Ueberſchuß unkontrollierbar ent
weder zu Wurſt zu verarbeiten oder an zahlungsfähige Kunden abzu
ſetzen. Das Reich muß daher ſeinen ganzen Einfluß dahin geltend
machen, daß die Schlochlungen nur auf kommnnalem Wege vor ſich
gehen. Erfahrungen, die heute genügend darüber vorliegen, zeigen mit
aller Deutlichkeit, daß auf diefem Wege die Erfaſſung der men
Schlachtausbeute viel rationeller vor ſich gehen und der Allgemeinheit
bis zu einem Drilel mehr an Fleiſch und Wurſt zugeführt werden
könnte. Die Metzger ſind in dieſem Syſtem nur Verkäufer, und ſie
dürfen nur ſo viel Fleiſch und Wurſt zur Verteilung erhalten, als der
bei ihnen eingetragenen Kunderzohl entſpricht. Ein unrationierter Ver
kauf iſt dabei ſo gut wie ausgeſchloſſen, womit ein berechtigter Grund
zur Mißſtimmung in der Bevölkerung beſeitigt iſt.

2. Mich, Butter. Käſe, Eler. Die ſtändigen Preiserhöhungen für
Milch ſind der Bevölkerung immer mit der Begründung ſchmackhaft ge
macht worden, daß damit eine vermehrte Anlieferung zu erwarten ſei.
Die Landwirte ſelbſt haben die Mehrlieferung immer wieder von Preis
erböhungen abhängig gemacht. An ſich lag darin das Zugeſtändnis des
abſichtlichen Zurückhaltens, denn es iſt nicht einzuſehen, wie man mit geſprochen wurde.

e des Ze r ehe Angelegenheiten, übereinem höheren Milchpreis das Milchvieh zu
veranlaſſen kann. Daß die Milchproduktion an ſich zurückgegangen,
iſt bei dem Ausfall an Kraftfuttermitteln ſelbſtverſtändlich und auch die
Berechtigung erhöhter Preiſe iſt voll anzuerkennen. Aber beides iſt über
trieben. Weder iſt die Milchproduktion in dem Maße zurückgegangen,
wie es heute dargeſtellt wird, noch ſind die jetzigen Preiſe berechtigt, zu
mal wenn man bedenkt, daß die Milchproduktion vor dem Kriege in
den meiſten Wirtſchaften als Nebenbetrieb galt und nur ſo viel Groß
vieh gehalten wurde, als der Umfang des Betriebes notwendig ver
langte. Die in der Hauptſache auf Milchwirtſchaft eingerichteten Be
ren haben die Einwirkungen des Krieges viel ſchwerer zu ſpüren be

mmen.
Selbſt das löcherlich geringe Lieferungs'oll von durchſchnittlich zwei

Litern von feder Kuh ſteht in den meiſten Kommunglverbänden auf dem
Papier. Auch unter Beröchkſichtigung der Tatſache, daß eine Menge

Milchvieh als Zuatiere minder leiſtungsfähig iſt, müßte der angegebene
Durchſchnitt des Ablieferungſolls überall zu erreichen ſein. Wäre das
der Fall, dann ſtände es mik der Milperforeung weſenklicher be“er.
Daß mehr Milch vroduziert wird, beweiſt die Buller, die dem Schielch
handel ale ausgehl. Zur Horſtellung von einem Pfund Butter ſind
durchſchnittlich 14——-15 Liter Milch nötig. Man kann ſich alſo leicht ein
Bild davon machen, um wieviel profitabler das heimliche Verbuttern iſt,
wenn man Hamſtererpreiſe von 8—-12 M. zugrunde legt.

Die Milchverſorgung der Städte könnte weit beſſer wenn es
Kommumalverbandsbehörden in dern Regel nicht an Mut zumenergiſchen Eingreifen fehlte. Zwar ſparen ſie nirgends mit ſcharfen

Drohungen, aber ſelten werden die angekündigten Maßnahmen durchge es
führt. Weshalb z. B. ſcheut man davor zurück, renitenten Bauern an
geblich minderleiſtungsfähiges Miſchvieh zu Schlachtpreiſen zu ent-
eignen und bei anſtändig denkenden Landwirken, deren es genügend gibt,
unterzuſtellen? Weshalb nicht rückſichtslos durchgeführte Beſchlaanahme
der Separatoren, der Sperrung des Bezuas von Petroleum, Zucker,
Teigwaren und anderen Dingen, die der Selbſtverſorger von der öffent

lichen Wirtſchaft zugewieſen erhält? Weshoaſb nicht dasſelbe renitenten
Hühnerhbaltern gegenüber bei mangelhafter ng? Dem Hüh-
nervolk iſt es niemals eingefollen, ſo ausnehmend wenig Eier zu pro
duzieren, als ihm von den Beſitzern unterſtellt wird. Wie die Butter.
ſo wandern ouch die Eier in die Schleichhandelsfanäle. Weshalb bloß
leere Drohungen und keine Toten? Rur einige Proben aufs Exempel
und der Erfolg wäre geſichert. Weshakb klappt die Ablieferung dort
weit beſſer, wo das „Pflichtbewußtſein“ der Landwirte durch kräftiges
Zugreifen der Behörden geſchärft wird

3. Der Getkreſdeankau geht zum Schaden der Brotverſorgung immer
mehr zurück. Schuſd daran iſt die unſinnige Preisgeſtallung für Hack
früchfe, die es dem Landwirt bequemer und vorteilhaſter erſcheinen läßt.
auf den Getreideanbau immer mehr zu verzichten und ſich dem weit
profitableren Anbau von Rüben zu widmen? Die diesfährige Preis Gegenſtand
feſtſetzung für Rüben, Möhren uſw. wird einen weiteren Rückaang der
Getreideanboufläche zur Folge haben. Man wird zur BVerhinderung

deſſen das Experiment früherer Jahre wiederholen, indem man auch
diesmal wieder die Getreide und Kartoffelpreiſe heraufſetzt. Die Sache
kommt alſo wieder ſo, daß dem Erzeuger hohe Rübenpretſe geſichert
werden und außerdem noch höhere Preiſe für Kortoffeln und Getreſde.
Wenn man ſchon von der falſchen Preisſtellung nicht abgehen will, wes
halb führt mon dann nicht zum wenigſten einen negallven Anbaugwang
durch in der Weiſe, daß den Erzeugern eine prozentugl auszuſchlagende
Verminderung der lekten Rübenanbaufläche zur Pflicht gemacht wird
Wohin die bisherige Politik führt, zeigen die Rüben
mil denen faſt ſämtliche Trockenwerke nen überſaden wer
den. Das Erzeugnis wird zwar ſo erhalten, aber die Ueberfülle zeigt
doch, d den Bedarf erheblich ü z und daß auf der dafür inaß ſie rf er berſtAnſpruch genommenen Fläche weit hätten
erzeunt werden können.

Man mache ſich doch klar: Einen Anre Ablieferung bildenfür den Landwirt Wer mit hohen re Wogeſtoet rodukte,

aus denen er im zu andern E en eine größere
umme herausſchlagen kann. Der R aus einem Hektar

der beſtehenden Beſtimmungen.

Deutſcher Heeresbericht vom 23. Mai.
Großes Hauptquartier, 23. Mai.

Weftlicher Kriegsſchauplatz.
KemmelGebiet hielt erte FeuertätigkeitAn Ka 5 ſten e Wenn er am

o

Me wurden Vorſtöße des Feindes abgewieſen und
bei eigenen ndungen Gefangene eingebracht.

Auf dem Kampffelde an der Lys wurden geſtern unter
anderem drei amerikaniſche Flugzeuge abgeſchoſſen.

Die in letzter S ſich mehrenden feindlichen Flieger-
angriffe gegen belgiſches Gebiet haben der Zivilbevölkerung
ſchwere den und Verluſte zugefügt. Militäriſcher Scha
den entſtand nicht.

Durch erfolgreiche Bombenabwürfe werden große Muni-
tionslager des Feindes nordweſtlich von Abberville vernichtet.

Paris wurde mit Bomben beworfen,.
Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

trägt Rübe abzuſtoßen und in en Getreide verfüttern
oder 3 r W oft gehöre Einwen

nicht richtig, zum Schluß die verfütterte Menge an Getreide und
Kartoffeln ja wieder in Geſtalt von Fleiſch und Fett in Erſcheinung
trete.

Die Reihe empfindl Lücken in der öffentlichen J
iſt mit der vorſtehenden Aufſtellung natürlich nicht erſchöpft. Es ſi
nur diejenigen gezeigt worden, die mühelos verſtopft werden können,
lediglich durch ſtrammere Handhabung oder geringfügige Ergänzungen

Große Mengen I ſich ſo ge
winnen, die heute auf Nebenwegen verſchwinden.

Daß als notwendige Folge der Brotverkürzung eine ſchärfere Er
faſſung der Produktion überhaupt eintreten muß, ſollte keine Frage
mehr ſein. Verlangt werden muß die Rationierung von Geflügel,Fiſchen und manchen andern Dingen, die heute ausſchüeſüch von den

zchlungsfähigen Kreiſen verzehrt werden. Das Volk muß w'ſſen, daß
s grian wird, um die beſtehenden Ungleichheiten reſtlos zu be-
citigen

Politiſche Ueberſicht.
Deutſches Reich.

Sitzung des Bundesratsausſchuſſes für auswärtige
Angelegenheiten.

Die Norddeutſche e Zeitung meldet unterm 23. Mai:
„Der Ausſchuß des Bundesrats für auswärtige Angelegenheiten
trat geſtern nachmittag im Hauſe des Reichskanzlers unter dem
Vorſitz bayriſchen m Dr. v. Dandl zu einer
Sitzung zuſammen. Der Reichskanzler Dr. Graf v. Hertlin
machte Mitteilungen über die gelegentlich des Zeſuchs des Kaiſers
Karl im Großen Hauptquartier gepflogenen Beſprechungen. Der
Staatsſekretär Dr. v. Kühlmann gab einen Ueberblick über die
geſamte politiſche Lage und erörterte insbe ondere die Aufgaben,
die im Oſten bereits gelöſt ſind und noch der Löſung harren.
Daran ſchloß ſich eine Ausſprache, in deren Verlauf der Reichs-
leitung Dank und Anerkennung für das bisher Vollbrachte aus

die ſchon ſo viel in der n und geraten worden
war, gar nichts.

ſſe geſchrie

Der Fliegerangriff auf Köln.
Der r Kuckhoff (Köln-Land) hat folgende An

frage an den Reichskanzler geſtellt:
„Am 18. Mai hat ein feindlicher Fliegerangriff auf die Stadt

Köln außerordentlich zahlreiche Opfer an Toten und Verwundeten ge
fordert. Aus den näheren Umſtänden geht hervor, daß es dem Feinde
weniger darauf ankam, militäriſchen Schaden anzurichten, als vielmehrdie ſchutzloſe Bevölkerung grauſäm zu ktöten. ine eilige War

nung der Bevölkerung vollſtändig gefehll. Jſt der Herr Reichs-
kanzler bereit, eine Feſlſtellung darüber zu veranlaſſen, weshalb und
ob eine ſolche Warnung nicht rechtzeitig hat erfolgen können, und ob es
nicht möglich iſt, einen wirkſameren Schutz der den feindlichen Flie
angriffen am melſten ausgeſetzten Orte herbeizuführen? Iſt der Herr
Reichskanzler weiter bereit, Anregungen r veraul oder Beſtre-
bungen zu unkerſtützen, die dem ſinnloſen Mord von Frauen und Kin
dern re inkerugliongaler Art endlich ein Ende zu

Auf Grund einer eingehenden Vernehmung der ſämtlichen beteilig
ten Stellen iſt die Anfrage vom Reichskanzler dahin beantwortet

von geltungsſlügen gegen die feindlichen Hauptſtädte. Nach beiden
ngen iſt die Heeresverwaltung tätig. Nach Zeitungsnachrichten

haben ſich in der franzöſiſchen Kammer und ganz beſonders im Ge
meinderat der Stadt Paris ernſte und eindringliche Stimmen für eine
Verſtändigung der kriegführenden Parteien über die Einſtellung vongerangriſſen gegen Städte außerhalb des Operationsgebietes erhoben.

beſtimmten Anträgen von feindlicher Seite hat dies bisher nicht ge
führt. Sollte dies geſchehen, ſo würden zunächſt die militäriſchen
Stellen mit der Prüfung des Antrages befaßt werden.“

Oeſterreich.

Steigerung der land wirtſchaftlichen Produktion.
Wien, 23. Mai. Unter überaus zahlreicher Beteiligung von her

vorragenden Vertretern der Volkswirtſchaft aus dem Deut Reiche,
Ungarn und Oeſterreich haben heute die für zwei Tage in Ausſicht ge
nomnenen Beratungen der mitteleuropäiſchen Wirtſchaſtsvereine in
Deutſchland, Oeſterreich und Ungarn ihren Anfang genommen. Den

der Verhandlungen bildet die Frage der Steigerung
der land wirtſchaftlichen Produktion in den Stag-
ten Mitteleuropas.

7

Sicherſtellung der Volksernährung.
Wien, 23. Mai. Wegen der Durchführung der bei den ſfüngſten

Berliner Beſprechungen über die Sicherſtellung der Volksernäh-rung zuſtandegekommenen Vereinbarung fand am 3u. Mai eine Be

r unter dem Vorſitze des v. Seidleran der der Sektionschef Gr atz vom ſterium des Aeußern,
ein Vertreter des Armeeoberkommanips, der Vorſigende des gemein

en Ernährungsausſchuſſes Generalmajor Landwehr, der Präſident
es Volksernährungsamtes Paul und Sektionschef l teilnahmen.

Für Arbeitsloſenverſicherung und

Angeſtelltenkammern.

war. Ven Hauptpunkt der bildete ein Vortrag von zöFrl.
rete Braunert- Berlin über Arbeitsloſenver-

ſicherung. Die muß obligatoriſch ſein undalle unſ g Erwerbenden zu einer gewiſſen Einkommens-
er umfaffen, denn die T mit fakuliativen örtlichen Kaſſen

h geweſen. Sie muß durch Alters grenzen nach
Richtungen Hin begrenzt und durch Ausnahmezwang angemeffener Ar
beit vor Ausbeutung geſchützt ſein. Nur verſchuldete Arbeitsloſig
keit ſoll den Verſicherungsfall ausſchließen. Die Arbeitsloſenverſicherung
muß u ſein und bei Lohn kämpfen ausſcheiden. Des
halb muß hier ein Schiedsgericht angegliedert ſein, um bei Streik
und Ausſperrungen zu en beziehungsweiſe ihm vorzubeugen.
Die en v haben ſich als unvollkommen erwieſen,
denn ſie nur einen Teil der unſelbſländig Erwerbenden erfaßk,und ſind auf Gemeinden, Kommunalverbände oder einen Teil beſtimmter

e beſchränkt worden.
it Intereſſe wurden die Erörterungen über die Abänderungen

des „ſozialen W verfolgt. Jm Anſchluß hieran gelangte ein
ſtimmig folgende Entſchließung zur Annahme:

r Körperſchaftendie dringende Forderung, ein Geſetz zur ung einer Arbeilnehmer
Jutereſſen
S

ehmer, und zwar der Arbeiter wie der Angeſtellten im
zweideut
weitgehe

rn die Mehrheit bei den ge
ſo fordert die

Im Laufe der weiteren Beratungen wurde noch einer weiteren Ent
ſarekung einſtimmig zugeſtimmt: „Die Verſammlung hält es für drin
gend geboten, eine reichsgeſetzliche Regelung der Ar
beitsfürſorge im Verſicherungswege als her
beizuführen, und erſucht die Reichsregierung, erforderlichen Vorar
beiten unverzüglich in Angriff zu nehmen.

Aus der Partei.
Anabhängige Wünſche und Tatſachen.

Die Leipziger Volkszeitung hatte die Nachricht verbreitet, die
Parteiorganiſation des 9. ſächſiſchen Wahlkreiſes (Freiberg-Oederau)
habe ſich den Unabhängigen „zugewandt“. Die Volkszeitung für
Se ſchreikt dazu: Die 7 Volkszeitung, die aus jeder

lüte ig zu ſaugen verſucht, dürfte eine Enttäuſchung erleben,
die e der alverſammlung des 9. Kreiſes
der ungabhäng umzumünzen. Wohl ſteht t
auch die Kreiſe, die die Mehrheitspolitik als im Jntereſſe des
Proletariats liegend erachtet und vertreten haben, nach dem Breſt
Litowſter Friedensſchluß dieſe Politik für bedenklich halten. Un
geachtet deſſen dürfte ſich niemand finden, der deshalb die Organi-
ſation fpalten und zu den Unabhängigen übertreten wollte. Das

8 haben ſelbſt die Führer der Oppoſition rückhaltslos erklärt. Die
Tatſache, daß zur Landeskonferenz ein überzeugter Anhänger der
Mehrheitspoliti? gewählt wurde, ſpricht auch nicht dafür, daß eine
Schwenku im Sinne der Leipzigerin vollzogen wurde. DasBlatt dürfte auch ſchwerlich Genoſ „„die zwar aus den mannig

fachſten Urſachen die Mehrheitspolitik für vebenklich halten, die aber
ungeachtet deſſen die Notwendigkeit der n von Kriegs
anleihen bzw. die Bewilligung von Kriegskrediten erkannten und

nd in den Körperſchaften in denen ſie die Arbeiter
ſchaft verkreten, für dieſe Zeichnung ſtimmten, für ſich in Anſpruch
nehmen. Genoſſen aber, die zwar mit dem Munde ſich äußerſt
radikal gebärden, ſonſt aber nicht einmal den Mut aufbringen, ſichöffentlich als Sozialdemokraten zu bekennen, ſchenken wir gern der

Leipziger Richtung. Die Herauswahl des einen Genoſſen aus dem
Kreisvorſtamnde war eine rein perſönliche Angelegenheit, deren ganze
Art hier beſſer nicht erörtert wird.“

Neue Wahlniederlage der Angabhängigen.
Jm 28. Wahlbegzirke der Stadt Bremen einem Bezirke, der

als ſehr radikal galt war eine Erſatzwahl zur Bremiſchen Bür
gerſchaft an Stelle des wegen Verlegung des Wohnſitzes nach dem
Oldenburgiſchen aus dem Parlament ausgeſchiedenen Genoſſen
Roſe. Die Sozialdemokratie ſtellte den Gewerkſchaftsbeamten
Friedrich Klenke, Angeſtellten des Transportarbeiterverbandes,
auf. Die Unabhängigen einen Metalkarbeiter Emil Sommer. Es
wurden 295 Stimmen abgegeben. Davon erhielten Klenke S
185 Stimmen, Sommer (U. Soz.) 108 Stimmen, ungültig 2 Stim
men. Schon vor Jahresfriſt hatte derſelbe Bezirk der zwei
Vertreter im Parlamente hat einen Stellvertreter zu wählen
Es wurde gewählt der Genoſſe Ludwig Schlüter mit 238 Stimmen,
während es der auch von den Unabhängigen unterſtützte „Unab-
hängige Klawitter nur auf 124 Stimmen brachte.

Konferenz der deutſche Sozialdemokratie Oeſterreichs.
Die ſozialdemokratiſche deutſche Arbeiterpartei hat für den

30. Mai eine Reichs konferenz einberufen.

Aus aller Welt.
Feuersbrnuſt in einer polniſchen Orſſchafft. Poſen, 233. Man.

Großfeuer zerſtörte große Teile des Fleckens Kolbiel im Gouvernement
Warſchau. Siebzig Wohnhäuſer und viele Schuppen verbramnten. Drei
Kinder fanden in den Flammen ihren Tod. 1600 Obdachloſe ſind auf
einem nahegelegenen Gut vorläufig untergebracht worden.

Opfer der Fluken. Danzig, 23. Mal. Beim Baden in der
Weichſel ertranken in der Nähe von Graudenz und Neuenburg
fünf Perſonen, darunter zwei Knaben.

Dampferverbindung Slochholm Petersburg. Kopenhagen,
23. Mai. Politiken meldet aus Stockholm: Die ſeit Kriegsbeginn
unterbrochene Dampferverbindung Stockholm Petersburg wurde wie
der aufgenommen Die beiden erſten Dampfer gingen geſtern
abend von Stockholm nach Petersburg mit insgeſamt 90 Reiſenden ab.
Die Reiſe wird drei bis vier Tage dauern.

m
Städtiſcher Vahrungsmittelverkauf.

Eier. r W v n Uhr Nr. e 5smitte e in alamtſchule. Jede
ein Stück für 33 Pfennig pro Stück.

Serſtenmehl. Sonnabend, 8--1 Uhr Abſchnitt F derne nh än. tr In Perſin hielt in den beiden Pfingſtfeiertagen der kaufmänniſche
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Bekanntmachung.
Diejenigen Inhaber von welche Kunden

n eingereicht haben, werden aufgefordert, Freitag, den 24., Som-

e r hMarmelade abzuholen. S 2
Bekanntmachung über Regelung des Verkauſs e ſpäter.

e den 23. Mal 1918. Der Magiſtrak.
Bekanntmachung.

Jm Jntereſſe der Feuerſicherheit wird auf die nachſtehenden
Beſtimmungen der Polizeiverordrung vom 6. März 1014 über das
Verhalten vei Waldbränden und die Bekanntmachung des Herrn
ſtellvertireienden Kommandierenden Generals des IV. Armeekorps
vom 2. Mai 1016 beſonders hingewieſen.

8 1Weser, der einen Waldbrand wahrnimut, ift zur Dämpfung
desſelben oder, wenn eine ſolche aus Mangel an zureichenden
Mitteln nicht ſofort ausführbar iſt, zur Meldung ſeiner Wahr-
nehmung im nächſten bewohnten Hauſe oder Orte verpflichtet.

Jſt das betreffende Haus an das Fernſprechnetz angeſchloſſen,
ſo iſt die Nachricht, wenn möglich, durch Fernruf an die nächſte Ge
meinde- oder Polizeibehörde und an den zuſtändigen Forſtbeamten
weiterzugeben.

Bekanntmachung.
Freibank Verkauf.

Zum Freibank Verkauf am 25. Mai 1918 werden
die Inhaber folgender Nummern zugelaſſen
Um 7 Uhr Nr. 2301--2400,s 2401—2525,

9 2626- 2650,
Halle, den 23. Mai 1918. Der Magiſtrat.

Halleſches Luftbad
in den Pulverweiden

mit Anſchluß an ſtädtiſchen Flußfreibäder.
(10 Min. von der Halteſtelle Hettſtädter Bahnhof entfernt)

Mitglieder

e 27

af erſtung vei einem Waldvrande findnie Bewohner der U
meter tfernung von der Brandftätte ver es h

8.Sobald in einer Gemeinde ein Waldbrand wa

oder durch Nachricht von auswärts bekannt wird, muß
gemacht werden,

Auf den Feuerlärm vin J ſich die feuerlöſ h
Mannſchaften nfalls unter Führung. ihres Befehlsmit Aexten, Beilen, Spaten, Schaufeln, Hacken ne nach

der Am ätte zu begeben und bei dem Leiter der Lö charbeiten
zu melden.

nommen
rlärm

legener Güter, Mühlen uſw. ob, ſobald bei ihnen ein Wawbbrand
wahrgenommen oder gemeldet wird.

g 65.

Die zur Hilfeleiſtung Erſchienenen ſind verpflichtet, nach An
weiſung des das Löſchgeſchäft Leitenden ſo lange tätig zu ſein, bis
ſie ausdrücklich entlaſſen werden.

88 6 pp.
s 10.

Zuwiderhandlungen werden, abgeſehen von den Beſtimmungen
des S 44 des Feld und Jorſtpoltgzeigeſetzes vom 1. April 1880 (G. S.

CEBDIIIITIIIIGeneralversammlung
um Uhr r. Sonntag, den 2. Junt er. nachmittags 3 Uhr (neue Zeit Familienverke

im Gasthof zum Löwen zu Hohenmölsen.
Tagesordnung:

3. Bericht pro I. Halbjahr 19171918.
Bericht über den Verbandstag Thüringer Konsum- Vereine zu Weimar.z Geschäftliches.

Hohenmölsen, den 24. April 1918.

Dieſelbe Verpflichtung liegt auch den Bewohnern einzeln ge

13 des 10 des Straſgeſehduchs, m Sew-a u du v0 w. t ben al e Be
beſtraft.

Auf Grund des Artikels 68 der Reichsverfaſſung in Verbin

dung mit S 9b des Geſetzes über den Frage und dem
Geſetz vom 11. Dezember 1915, betreffend die Abänderung des Geſetzes über den Belagerungszuſtand, wird im Jntereſſe der öffent-
lichen Sicherheit verordnet:

Verboten iſt für die Zeit vom 15. Mai bis 81. Oktober das
Rauchen und Feueranmachen in Forſten und Wäldern einſchließlich
aller hindurchführenden öffentlichen und Wege ſoaußerhalb der Waldgrenzen in einer Entfernung bis zu

Meter.
Das Verbot des Feueranmachens bezieht ſich nicht auf die in

aldarbeiter,Forſten und Wäldern beruflich tätigen Perſonen, wie
Köhler, Förſter uſw.

Aufgehoben werden die Bekanntmachungen vom 16. Juni 1915
und vom Juli 1915 über das Rauchen und Feueranmachen in
Forſten uſw.

Zuwiderhandlungen werden, ſoweit die beſtehenden Geſetze
keine höhere Freiheitsſtrafe beſtimmen, mit Gefängnis bis zu einem
Jahre beſtraft. Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann auf
Haft oder Geldſtrafe bis 1500 M. erkannt werden.

Halle, den 16. Mai 1918.
Die Polizeiverwarrmrg.

„Schmelzers Höhe
Elehendorffstr. 19

Ausſchank des beliebt ckerbrän, Mm Pilſener der r h
hr Treſfpunkt für 9kater.

Werte Freunde und Gäſte ladet
Familie Fr. Eimer

u Kaffeegarten Trotha
Der Aufsichtsrat es Aonsum-Vreins Hogenmötsen-Icutern B. B. Unterhaltungrmasis, Kaffee, Kuchen

m beschrönhter Haftung 7u mmRobert I nannt Vorsitzender. und Torte. [o97Gutenberger Fruchtwein.freiderger Bler.

Otto Hutans.Ergebenst ladet ein
Familienkarten 4 M. Monatskarten: A: für Er-
wachſene 2 M. B. für ein Kind 1 M. Bei Nachlöſungeiner Jahreskarte werden die Monatskarten angerechnet.

Nichtmitglieder
Jahreskarte für eine Perſon 8 M. Monatskarten: A: für
Erwachfene 3 M. B. für ein Kind 1.50 M. Tages
karten: A: für Erwachſene 50 Pf. B: für Kinder 20 Pf.
BVei. Rachlöſung einer Monatskarte bezw. Jahreskarte
werden die Tages- bezw. Monatskarten angerechnet.

Beſchöſts 8 D.).Hondowl e ren G pnawene rege fe r

er

E.
rundurfa S Si

Entente als Weltvertellun 4 W r en
der Jenkralmäch chte. Die Einkreiſung Deutſch
lands, Die Größe der Gefahr r Deutſch
land. Der Ausbruch der Kriſis uſw.

e r
Tel. 61

Paul Günther,

Ab Freitag, den 31. Mai 1918:

Gastspiel der Liehtspieloper
Der Wattenschmied.

Komische Oper in 3 Aufzügen von Albert Lortzing, unter persönlicher
Mitwirkung von etwa 13 erstklassigen Künsttern und Künstlerinnen.

[1210Textbücher
sind an unseren Kassen zum Preise von 10 Pf. erhältlich.

cütungl

100 Kilo Strumpfwolle 160 N.
100 Orig. Lumpen 15--30
100 Neutuch 100100 Knochen 14Zahle für Akten, Bücher, Zeitungen und Altpapier

r höechste Preise.
Alle Sorten Felle und Roßhaare höchste Tagespreise.

Hole auf Wunsch auch selber ab.

76. r Alles wird streng reell gewogen.

U. T. Lichtspiele, Alte T77

VDDDDDDDDDBDDSGchhckccccccccogſaupccodddddddduuud

ſausfrauen!
r Geld liegt. in anen Winkeln. W Zahle für

Rohprodukte, Taubenstr. 3
Hof, hinten links.

Tel, 6176.

halleſcher hausfrauenbund
1185] Rathausſtraße 17.

Täglich geöffnet von 10--12 Uhr.
Jm Mai und Juni jeden Mittwoch abends 8 Uhr:Anleitung zum ölopfen derkochehſte

Dauernd Parteikrieg
oder Wiedervereinigung.

Erwägungen und Auregungen Kriſe
in der deutſchen Sozialdemokratie.Von R. Dreſcher.

Preis 20 Pfennig
Zu beziehen durch dieGattin ohesfinne, koit ſe. ler 77.

Bettfedern, Daunen
fertige Betten

empfiehlt [1008
Fduard Graf, Halle

Markt 11.

[955

Die Broſchüre z dur 5 Buchhandlunr ch ch j 7Zu beziehen durch die
Bochhapndiung Vokksstimmr, Or. Urichstr. 27

Krawatten
F. C. Siebert FaUntere Leipziger Str. 9 e

Knaben-Waschanzüge
einzelne Hosen und Blusen in allen rettz

verschied. Formen in billiger u. großer Auswahl. Rordhau

knaben-, Schüler ung Soldaten Aütren

in verschied. Farben

sehr preiswert.

Knaben-Strohhüte

heit

Bis September der letzte

Karbid
iſt ſofort abzuholen bei

Aug. Kraft,
Halle a. S.,

Steinweg 51, Geiſtſtr. 49,
Eisleben Halliſche Str. S.

n e. 2Bautenſtr. 24,
a doſſtr

ad heuer
Sonnabend, 24. Mai

Abends 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr:

Das Dreimäderlhaus.
Muſik nach Franz Schubert.
Sonntag nachm.: Das Kon

zert, abends: Die Roſe
von Stambul.

Fahrräder
Nähmaschinen 30 H.

5.75, 4.75, 95 Pf.

Umpreßhüte
werden angenommen. Preis J.50 M.

Lieferzeit J Wochen.
Umarbeitungen nach

u neueſter Foem.
Geoße Auswahl in Blumen.

Fritz Möſenthin
Burgſtraße gegenüber der Burg.

Zeitungen und Bücher 26 M.,

die Gleichheit

nalle, er. Virichstraße 27

Großes Igebr. Möbel:
Bettfedern, kompl.

H. Elkan, Leipziger Str. 87. marie t ne I Beustelten, Verirowe
Nr. 8 n 75 M., Kommoden undeingetroffen. kleiderschranke von 60 M.000000009 hbau t Samp R. SachseHohenmölsen,Papier

gew. Papier 18 M.

halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

Lützner Str. 7.

m Freien ötnden

Wochenſchriftpr. 100 kg Kauft u ar khtertel- voll ſpannender Romane
3.50 M., und Erzählungen.A. Rein, Königsberg 5—. mee r222 in

e

G 2 G

kan

Dr.

i a

e



U.

Halle und Saalkreis.
Salle, 24. Mai 1918.

Staatsmittel für Wohnungsbauten.
Die von den. zuſtändigen Miniſtern ſoeben her ausgegebene

Ausführungsanweiſung zum Wohnungsgeſetz ſtellt ausführliche
Richtſäbe für die Verwendung der im Wohnungsgeſetz vorgeſehenen
20 Millionen Mark und für die Beteiligung des Staates mit
Stammkapital bei gemeinnützigen Bauvereinigungen auf.

Die 20 Millionen ſollen in der Hauptſache dazu verwendet wer ung
den, leiſtungsfähige Unternehmungen für den Umfang der Provingen
oder wenigſtens für den Bereich größerer wirtſchaftlicher Gebiete ins
Leben zu rufen. Durch die Bereitſtellung dieſer ſtaatlichen Mittel
ſoll aber jede Beeinträchtigung der Tätigkeit anderer Unter
nehmungen privater wie gemeinnütziger Art vermieden werden.
Grundſätzlich ſollen die ſtaatlichen Mittel bei der Errichtung neuer
gemeinnütziger Bauvereinigungen Verwendung finden; doch iſt in
Ausnahmefällen eine Beteiligung an beſtehenden Gebilden nicht
ausgeſchloſſen. Die Siedlungsgeſellſchaften mit ſtaatlicher Beteili

gung ſollen ſich die Förderung der Beſchaffung geſunder und zweck
mäßig eingerichteter Kleinwohnungen zu möglichſt billigem Preiſe
zum Ziel ſetzen. Die hierfür im eingelnen erforderlichen Aufgaben
ſollen im engſten Einvernehmen mit den örtlichen Stellen, insbe
ſondere den Gemeindeverwaltungen gelöſt werden. Beſondere Maß
nahmen ſollen zur Befriedigung des Wohnungsbedürfniſſes für
kinderreiche Familien der minderbemittelten Bevölkerung getroffen
werden. Auch die Beſchaffung von Hausrat kann in den Aufgaben
kreis einbezogen werden. Der überwiegende Teil des Stamm-
kapitals jener Bauvereinigungen, in der Regel mindeſtens zwei
Drittel, ſoll von anderer Seite aufgebracht werden; als Geſellſchaf
ter kommen neben dem Staat in erſter Reihe die Provinzen, Kreiſe
und Gemeinden in Betracht; daneben iſt auf eine Beteiligung der
größeren Arbeitgeber aus Induſtrie und Handel, ſowie ſolcher An
ſtalten und Stiftungen hinzuwirken, denen für die Kleinwohnungs
fürſorge Geldmittel zur Verfügung ſtehen. Von großem Wert wird
auch die Beteiligung der zuſtändigen Landesverſicherungsanſtalt
ſein. Vor allen Dingen muß die Gemeinnützigkeit der Bauver
einigung ſatzungsgemäß feſtgelegt werden. Die Höhe des Geſchäfts
gewinns darf 5 Proz. nicht überſteigen. Die Wahl des Vorſitzenden,
des ſtellvertretenden Vorſitzenden, des Aufſichtsrats und der Geſell
ſchafterverſammlung und des Geſchäftsführers bedürfen der Be
ſtätigung durch den Oberpräſidenten. Anträge auf Beteiligung des
Staates an der Srrichtung gemeinnütziger Bauvereimgungen oder
Uebernahme einer Kapitalbeteiligung an einer ſolchen durch den
Staat ſind unter Beifügung des Satzungsentwurfs an den Ober
präſidenten zu richten. Dieſer legt ſie nach Prüfung mit ſerner gut
achtlichen Aeußerung dem Finanzminiſter vor.

Halle und der Mittelland-Kanal.
Um die Frage der Linienführung des Mittellandkanals auch

vom Standpunkt der Stadt Halle und des Halleſchen HandelsKammerbezirls zu Nären, halten Magiſtrat und Handelskammer am blieben iſt. auch das

Donnerstag, 30. Mai, nachmittags 4 Uhr, im Auditorium maximum
der Univerſität zwei Vorträge ab. Dabei ſoll insbeſondere das von
der Vereinigung für die Südlinie des Mittellandkanals durch jahre
lange Arbeit geſammelte Material in der Form eines Lichtbilder-
vortrags dargeſtellt werden. Die genaue Tagesordnung lautet:
1. Vorwort (Herr Oberbürgermeiſter Dr. Rive), 2. Die Vollendung
des Mittellandkanals (Herr Geh. Regierungsrat Dr. Stegemann),
8. Die wirtſchaftliche Bedeutung der ſüdlichen Line des Mittelland
kanals, Lichtbildervortrag (Herr Dr. H. Wachler), 4. Schlußwort
(Präſident der Handelskammer zu Halle, Herr Geh. Kommerzienrat
Dr. Steckner). Dieſe Veranſtaltung dürfte ſehr intereſſant werden.

7

Uebrigens hat die Handelskammer ſelbſt kürzlich ſchon mit
dieſem großen rsprojekt beſchäftigt. Dabei führte der Be
richterſtatter Manſchewſki aus, es könne ſich entweder nur darum
handeln, ob man den Mittellandkanal in erſter Linie für den Durch
gangsverkehr vom Weſten nach dem Oſten bauen wolle, dann müſſe

Beilage
man die kürzeſte Linie Hannover-Genthin wählen oder aber, man
rechne auf möglichſt ſtarken Verkehr, auf größte t
keiten, dann könne nur die Südlinie in Frage kommen. Alle anderen
Linien erfüllten keinen von dieſen Zwecken. Der Miniſterialdirektor
Sympher vertrete anſcheinend auch den Standpunkt, daß zunächſt
die Südlinie zu bauen ſei, und erſt, wenn ihre h keit
erſchöpft ſei, könne man für den raſchen Durchgangsverkehr t
Oſt eine Nordlinie ſchaffen. Der Referent verlangte, daß die Saale
für Schiffe von 1000 Tonnen ſchiffbar gemacht werde, während ſie
jetzt nur für 400-Tonnen-Schiffe reiche. Nach einem Plan, der un

längſt in Halle eine Kommiſſion beſchäftigt hat, ſolle die bisherige
Schiffsſaale in Halle ſelbſt ausgeſchaltet und die Stadt Halle ſelbſt

angen werden, indem man von Böllberg aus im Zuge der wilden
Saale dieſen Flußlauf geradlinig nach Giebichenſtein durchführe.
Unterhalb Halle ſeien radigungen vorgeſehen, deren Koſten
allerdings ſehr hoch ſeien. Wie Syndikus Dr. Pfahl bemerkte, will
man Schleuſen, die ganze Schleppzüge aufnehmen können, in die
Saale einbauen. Weiter ſei geplant, die Saale über Merſeburg
hinaus bis zur Unſtrutmündung, alſo etwa bis Naumburg, zu
kanaliſieren.

Die Handelskammer entſchied ſich nach dem Vorſchlag des Be
richterftatters für die Südlinie des Mittellandkanals.

Zur Frage: Halle- Merſeburg.
Jn unſeren Erörterungen gelegentlich der Gründung einer

Merſeburger UeberlandbahnenA.-G. haben wir nicht unterlaſſen,
beſonders darauf hinzuweiſen, daß dieſe Gründung von großer Be
deutung für Halle ſei, ſowohl induſtriell wie in Folge davon auch
kommunalvpolittſch.

Die Saale- Zeitung beſchäftigt ſich nun ebenfalls mit
dieſer Seite der Sache, verſichert, daß nach ihren Erkundigungen an
maßgebender Stelle eine Abwanderung der einheimiſchen Jnduſtrie
in den Merſeburger Kreis nicht zu befürchten wäre, und führt dann
hierzu folgendes aus:

„Wohl wird unſerer heimiſchen Jnduſtrie hier und dort in der
Stadt Halle das Kleid zu enge; die eigenartige wirtſchaftliche Ent
wicklung während des Krieges hat es mit ſich daß einzelne
Großbetriebe nach einer Erweiterung ihrer Werksanlagen trachten
müſſen. Auf dem Platze indes, auf dem ſie entſtanden ſind und
groß wurden, iſt die notwendige Erweiterung nicht mehr möglich.
Wohl oder übel müſſen ſie aus Stadt, die ihnen innerhalb ihrer
Mauern das erforderliche lände nicht zu liefern vermag, hin
aus vor die Tore der Stadt, ſinnbildlich geſprochen, hinaus in das
freie, unbebaute Gelände, um dort neue Betriebsanlagen zu ſchaffen.
Dank einer verſtändigen Bodenpolitik unſerer Stadtverwaltung
fehlt es nicht an geeignetem Bauland, das ſo günſtig gelegen iſt, daß
eine Abwanderung nach dem Nachbarkreiſe Merſeburg nicht in Frage
zu kommen braucht. Günſtig darum, weil von da aus der Gleis-
anſchluß nach dem Bahnhofe Halle, von dem aus Hauptbahnlinien
nach allen Richtungen ausſtrahlen, bequem zu bewirken iſt.

Dazu kommt noch ein anderes. Jn abſehbarer Zeit wird die
Trothaer Hafenanlage erſtehen, die in Verbindung mit dem Elſter
Saale ElbeKanal und dem größeren Mittellandkanal beſtimmt iſt,
ein ſehr verkehrreicher, bedeutender Umſchlaghafen zu werden, in
dem die Güter aus unſerem eigentlichen Hinterlande und aus den
weiteren Gegenden zuſammenſtrömen. Daß dieſe Zukunftsmöglich-
keit, uns wirt e auszudehnen, uns verſchlo
unſerer Stadtverwaltung, die zu einer Zeit die hierfür nötigen
Ländereien erwarb, als die inzwiſchen Herangereiften Kanalpläne
noch in den Kinderſchuhen ſteckten. Gine verkehrswirtſchaftliche Not
wendigkeit für unſere Jnduſtrie, ihren Sitz in Halle aufzugeben, iſt
auch durch die beſprochene Hafenanlage gegenſtandslos geworden.

Andere zwingende Gründe für das Verbleiben unſerer Jnduſtrie
in Halle bilden die Wohnungsfrage und die Bildungsmöglichkeiten in
Halle. Die Schwierigkeiten, welche das Leunawerk für die Be-
ſchaffung von Wohngelegenheit für ſeine Angeſtellten und Arbeiter
u überwinden hatte, ermutigen unſere Jnduſtrie wenig zur Ueberſiedeluns nach dem Kreiſe Merſeburg, weil für ſie die e

auf lange Zeit hinaus geradezu unſtberwindlich ſein würde. Ohne
Wohnungen für die Werks angehörigen aber läßt ſich ein Großbetrieb
nicht führen. Jn Halle herrſcht zwar auch Wohnungsknappheit, doch
ſind immer noch eher als im rſeburger Kreiſe Wohnungen zu
haben. Ein in großgedachter Weiſe eingerichtetes ſtädtiſches Woh
nungsamt wird ſpäter an einer gründlichen Löſung der Wohnungs
frage in Halle mitarbeiten, der ebenfalls bereits feſtgelegte Plan
einer gewaltigen Ausgeſtaltung unſeves Straßenbahnnetzes nach

zur Volksſtimme.
den Bedürfniſſen der Bevölkerung und der wirtſchaftlichen Entfai
tung der Stadt w. ne zur Beſeitigung des Wohnung
mangels und von Mißſtänden geſundheitlicher Art, die durch da
übermäßig enge Zuſammenwohnen en werden, bei, indem
das die Stadt umkrängende Baugelände außer für induſtrielle auch
für Wohnzwecke aufgeſchloſſen zu werden vermag.

Daß die Bildungsmöglichkeiten in der Schul und Univerſität
ſtadt Halle nicht zur Abwanderung Urſache geben, braucht nicht
weiter ausgeführt z werden, zumal ſich in Anlehnung an unſere
Univerſität bekanntlich eine Vereinigung gebildet hat, die gerade der
Jnduſtrie in erſter Linie zu dienen befliſſen iſt durch de wiſſenſchafit
liche heimiſchen Naturſchätze und ihrer Nutzbarkeit.
Ueberhaupt die Naturſchätze! Halle ſelbſt liegt im Kohlengebiet, ſo
daß auch in dieſer Hinſicht für ihre Jnduſtrie kein Grund zur Aus-
ſiedlung gegeben iſt.

Wir geben dieſe Meiwungsäußerung vorläufig ohne Kommenta:
wieder, bemerken jedoch ſchon jetzt, daß uns darin die volſtswirt
ſchaftliche Seite der ganzen Sache doch etwas zu leicht genommen
ſcheint und vor allen Dingen die großen Entwicklungsmöglichkeiten
des Merſeburger Jnduſtriekreiſes nicht genügend in Betracht greht.

Das Volksblatt fällt wutſchnaubend über uns her, weil wir
uns erdreiſtet haben, ſeinen Matador Albrecht wegen der „ver
blödeten“ Maſſen geziemendlich feſtzunageln und daneben auch da
Volksblatt ſelbſt als kritikloſe Nachbeterin Albrechtſcher Ausreden ab
zutun. Uns darauf einzulaſſen, liegt gar kein Anlaß vor, denn
es iſt ein dilettantenhaftes Geſtammele, das auch nicht ein Körnchen
ſachlichen Gehalt hat und das um ſo komiſcher wirkt, je wütender
das Volksblatt um ſich ſchlägt. Jedenfalls können wir daraus den
ſchlüſſigften Beweis ziehen, daß die Hiebe geſeſſen haben und das iſt
ſchließlich auch eine ganz nette Genugtuung. Wenn aber das Volks
blatt gar unſerem Blatte ſelbſt mit der Redensart gu Leibe gehen
will, bereits vor Monaten wäre ſein Eingehen zum 31. März be-
ſchloſſen worden, ſo muß es ſich ſchon gefallen laſſen, daß wir an
ſeiner Klugheit und an ſeiner Ehrlichkeit zweifeln. Denn erſtens
exiſtieren wir noch gar munter fort und freuen uns des Lebens
immer mehr, zweitens aber beweiſen gerade die fortgeſetzten Wut
anfälle des Volksblattes während der ganzen letzten Zeit, wie klar
man ſich dort darüber iſt, was eigentlich geſpielt wird. Damit möge
das Volksblatt laufen.

wdtſhee 47777 e ir d h von den
en Körperſchaften oſſene Er vonShpaleigtomncenſterer und zu den Reahteuern ſowie von ha

nutzungsgebühren hat die Genehmigung der zuſtändi Behörden er
ten. Es werden demgemäß im Rechnungsjahr 1918 erhoben: 220

rozent Zuſchlag zur Staatseinkommenſteuer unter ein
Einkommen von 420 bis 660 Mark umfaſſenden Steuerſtufe; 221 Pro-
ent des Ertrages des ſtaatsſeitig veranlagten Grund und Gebäude
euer in Form einer Gemei euer von be des
utzungswertes der ſteuerpflichtigen Grundſtücke; rozent ſtaat

lich veranlagten Gewerbeſteuer 202 Prozent der ſich aus der be
ſonderen Gewerbeſteuerordnung der Stadt e ergebenden r
100 Prazent der ſtaatlich veranlagten Betriebsſteuer; neben der ſür
Ableitung von Fäkalien mmten feſten Gebühr von 36 Prozent destzungswertes Greiſe eine
Ru des G
noch notwendig geb i. d in er hie

raucht. Anmeldungen ſin 7an das Statiſtiſche Amt (Stadthaus, Eingang Schrmeerſtraße,
3. Stock) zu richten. Es wird erwartet, daß alle Perſonen, die i
imſtande dazu ſind, ſich im vaterländiſchen Intereſſe als
Zähler zur Verfügung ſtellen und ſich um gehend anmelden, ſoweit
es noch nicht getan haben ſollten.

e der Die Obſtzü in emehr v eObſtbäumen. Die von dieſen Läuſen verurſachten Mi Ber
krümmung der Blätter oder gallenartige Auswüchſe, können an vielen
Bäumen beobachtet werden. er üben die ſogenannten

N örende Tätigkeit in bedauerlichemh n. Seerenodſte droht die Melbe, eine t
grüne Fliege, gefährlich zu werden. Das ſi ittel
die Schädiger iſt, ſie von den Bäumen und Sträuchern a und
u vernichten. So zeitraubend und mühfelig dieſe Bekä rt

iſt, rn und deshalb wirkſam iſt ſie auch, und deshalb ſollte ſie
allgemein angewandt werden.

Handel und Wandel.
Von F. W. Hackländer.

31.

Kontoriſt und Hilfsarbeiter.
Der Doktor und ich wurden nicht zuſammen einlogiert.

Er bekam eine Kammer neben dem unverheirateten Sohne
Franz und mir wurde ein gllerliebſtes Zimmerchen bei denen

nicht auf dem tiefſten Grunde
des Tales und vor tern ging es noch ungefähr
hundert Schuh weiter hinab, links von mir war das Mühl-
wehr, und wenn ich die Hand zum Fenſter hinausſtreckte,
wurde ſie vom ſprithenden Waſſer benetzt. Unter meinem
Fenſter floß das gebrauchte Waſſer ſchon viel ruhiger in

nem Holzbanale weiter und ſtürzte erſt rechts vom Haufe
rch eine ſteinige Schlucht in die Tiefe des Tales hinab.

Als alles ſchon zur Ruhe war, lag ich noch lange im
Fenſter und erfreute mich an der ſchweigenden Nacht, die
um mich herrſchte. Das Werk wurde geſperrt, das Waſſer
floß ruhiger und die Schlingpflanzen, die an den Wänden
des Hauſes wuchſen und die ſonſt. das prithende Waſſer auf
und peitſchte, ſchwammen jetzt auf dem kleinen ruhigen

zitterten freudig, daß das Waſſer ſie nicht mit
nehmen konnte, die Steinſchlucht hinab. ß

Am anderen Tage ging in der Mühle alles ſeinen ge
man bekümmerte ſich un ſe k

jahrelang dageweſen. r Doktor e
mit dem kranken Gaule fort, gab dem

kommene da machen, was ich wollte. Bekannt

ehezuv das Unkrautausjäten fiel mir ſehr ſchwer,en i Sbollen beim Anbinden der Pflangen dalf

ſo trieben wir ſo viel Kindereien zufammen, daß mehr ver
dorben als gutgemacht wurde.

Jeden anderen hätte der Vetter Chriſtoph am Ende un
gehindert gehen laſſen, das heißt mit vollkommener Ent
ziehung höchſten Wohlwollens, doch nicht ſo mich, feinen leib-
lichen Vetter, dem er geneigt war und für den er als jungen
Menſchen alles mögliche glaubte tun zu müſſen, um ihn
zur Arbeit zu gewöhnen.

So hatte er denn auch eines Morgens ein Geſchäftchen
für mich gefunden, was mich genugſam beſchäftigte, dafür
aber auch an den Tiſch feſſelte, obgleich ich viel lieber in
Feld und Wald herumgelaufen wäre. Er führte mich in
ſeine Schreibſtube, und ſtellte mich als erſten Buchhalter und

Korreſpondenten an. t„Das Geſchäft iſt klein,“ ſagte er, „aber machs ordentlich,
machs pünktlich, du kannſt was dabei lernen.

Anfänglich war ich auch in dem Punkte des Fleißigſeins
für den Doktor beforgt geweſen und hielt ihn, wie man es
natürlich finden wird, für einen faulen und zur Arbeit un
tauglichen Menſchen. Doch war der Doktor klug genug,
meine Vermutungen Lügen zu ſtrafen. Nachdem die Pferde-
kur vollendet war, ſuchte er ſich andere Beſchäftigungen, und
hielt ſich beſonders an den alten Müller, mit dem er unter
anderem morgens in aller Früh in den Wäldern umherzog
und ſich bald in deſſen Vertrauen ſo feſtſetzte, daß er dort
die Knechte beim Holzfällen beaufſichtigen durfte. Hier und
da führte er auch einen grocken vierſpännigen Holzwagen
hochdeladen aus dem Walde in den Hof, wobei er ſo furcht
bar mit der Peitſche knallte, daß alles P zuſammenklief
und ſich ſelbſt der Vetter Chriſtoph eines munzgelns nicht
erwehren konnte.

S anderes zu ergreifen und beharrlich durchzu
Wenn ich ihn in ſolchen Augenblicken an das Reißzmehtſche

Haus, an ſeine Wohnung, an die Wandgemälde in derſelben
und an das Skelett erinnerte, ſo machte er ein Geſicht, als
ſchüttle er ſich modaliſch, und entgegnete mir: Geliebter
Exladenjüngling, das war eine nebelgraue
Exiſtenz; ſie liegt hinter uns.“

Jch ſchrieb alſo Briefe an benachbarte Gutsbefitzer, am
Rechnungen über Getreide und

Mein Kontor lag gerade über der Mühle. Der

Geſicht und rauchte ein paar
ein aber, und der am r r v ibyllemit ihrem Nährzeug, ſ ich zu mir hin, wenn wir
auch ſtundenlang nichts ſprachen, ſo gab es doch wieder

Glsbeth war, und ſo viel er mit ihnen lachte und
trieb, ſo ſchien er ſich unbehaglich zu fühlen, wenn die
Müllerin oder Sibylle ſich in der Nähe befand. Der
war das auch aufgefallen, und ſie erzählte mir, fie es
ihrer Mutter mitgeteilt, welche ihr entgegnet: ſie müſſe ihn
dafür deſto freundlicher und artiger behandeln denn er fe
ein verlorener Sohn, der, auf dem Wege der Be be
griffen, ſich doch noch nicht bei ſtillen freundlichen
ganz heimlich fühle.

„Es iſt eigentlich ſchade,“ ſetzte Sibylle hinzu, „doß er
mit der Mutter nicht viel ſpricht, denn neulich, wo ſie ihn
in das Gefpräch zog und über einige neuere Bücher
war ſie ſehr zufrieden mit ſeinen Antworten. Aber er
einen furchtbar häßlichen Bart. Du mußt dir niemals einen
ſolchen wachſen laffen.“

Jch fuhr mit der Hand an mein äußerſt glattes Kinn und
verſprach es ihr.

hr von 1
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gele I R u e rnTun h W h gyr den Sied Lindner noch rech Tdrei neuen Anhängewagen ſehr zu Wie en, enen
faſſenden W en Wagen W recht geräumi aut und mit großen

rmen verſehen. lebhafterſeburg und Mücheln auf der neuen S
wurden in den Pfingſtfeiertagen 31 544 Perſonen

Mösbelsberſfiuß? Auf eine Anfrage des ReichskommiAus und nie des der Wehen eder
werkskammer miigeteilt, es lägen im Inlande ſo große Beſtände vor,
daß der Bedarf vollauf gedeckt werden könne. Die Verbraucher haben
von n großen Beſtänden bisher nichts gemerkt; ſie beobachten nur
eine ſtändig größer werdende Knappheit an Möbeln und eine im

Verhältnis wachſende Teuerung. Vielleicht teilt Herr Rahardt
Oeffentlichkeit mit, wo die geben Möbelbeſtände zurückgehalten

werden, damit ſchleunigſt für ihre Bereitſtellung Sorge getragen werdenkann. Einſtweil glauben wir nicht an erhebuüchen Be
ſtände, ſondern vermuten, daß es bei der Antwort vor allen Dingen
r ankam, die Einfuhr billiger Möbel aus Belgien als überflüſſig zu

ndwerk und Handel beobachten ja mit wachſendem Mißvergnügen
die Beſrebungen, durch gemeinnützige Geſellſchaften die minderbemittelte
Bevölke ung mit Hausxat zu verſorgen und ſie dadurch unabhängig von
den Abzahlungsgeſchäften zu machen. Der Verband der Möbel und
Dekoratlonsge'chäfte Deutſchlands behauptet ſogar, daß erſt durch die
Aufſätze, die ſich mit der Möbelnot, dem Möbelwucher und der Möbel
verſorgung beſchäftigen, allgemeine Unxuhe und Unzufriedenheit im
Volke erzeugt worden ſei und daß dadurch „unredlichen“ Kriegsgrün
dungen auf Koſten des alten und ſoliden deutſchen Möbelgewerbes ein
günſtiger Nährboden geboten werde. Der Verband verlangt, daß nicht
den gemeinnützigen Geſellſchaften, ſondern den Möbelgeſchäften ſtaatliche
Unterſtützungen zuteil werden ſollen!

Zur „Bundeswoche“, deren Programm wir an anderer Stelle
abdrucken, wird uns noch von Herrn Profeſſor Abderhalden ge-
ſchrieben: Mögen alle Kreiſe in Halle ſich zuſammentun, um der Bundes

e zu einem vollen Erfolg zu verhelfen. Die Veranſtaltungen ſind ſo
e daß jedermann etwas für ſeinen Geſchmack und ſeinen Geld-

paſſendes gusſuchen kann. Es gilt, die Weiterführung des
und Kinderheims des Bundes zu ſichern. Da darf niemand

ben. Mögen auch recht viele Spenden fließen. Die hieſigen
khäuſer ſind gern bereit, ſolche auf das Konto Säuglings- und

Kinderheim des Bundes anzunehmen.
e Seifenſieden verbolen. Uns wird geſchrieben In weiten Kreiſen

der Bevölkerung insbeſondere auf dem Lande iſt das private
Seifenſieden noch immer in Uebung. Der Bevölkerung gelingt es noch

etzt, ſich das zur Verſeifung erforderliche Aetznatron zu ver-
ffen und mit deſſen Hilfe erhebliche Mengen an Butter und den in
Haushaltungen ſich anſammelnden Abfallfeiten auf Seife zu verar

heiten und ſie den Zwecken der Volksernährung zu entziehen. Die Her
ſtellung von Seife aus pflanzlichen und tieriſchen Oelen und Fetten iſt
mit Strafe bedroht. Die Verbote beziehen ſich nicht nur auf gewerbliche
Herſtellung, ſondern auch auf jede Herſtellung überhaupt.

S Gegen die Täuſchung mit Waſchmitteln. Eine Bekanntmachung
des Reichskanzlers verbietet es, fettloſe Waſch- und Reinigungsmittel

Bez und Angaben in den Verkehr zu bringen, die
über das Fehlen von Fett täuſchen könnten. Insbeſondere darf das
Wort „Seife“ für ſie weder allein noch in Zuſammen'etzungen gebraucht

Ebenſo dürfen, ſelbſt wenn ſie Soda und Pottaſche enthalten,
dieſe Worte zu ihrer Bezeichnung nicht gebraucht werden. Der Verkauf

Mittel iſt an die Zuſtimmung des Kriegsausſchuſſes für Oele und
gebunden.

Aus dem wird berichtet: Jm Zeichen der Zuckerrübe be
finden ſich um die jetzige Zeit die umliegenden Feldmarken, in denen
der Zuckerrübenbau hervorragend betrieben wird. Das Hacken der

Röüben ſteht un de el en h zn hert; ve e
e e e e e We deren Wer Todein ungefä fang von dreißig Morgen, über 1000

em Plan erkennt man deutlich Umfang und Bedeutung der
neuen großartigen Anlage.

Warnung vor einem Schwindler. Seit Anfang 1918 hat ſich in
Oſt- und Norddeutſchland ein Mann bald Kognak, bald

offe erſchwindelt. Den Kognak erlangte er dadurch, daß er ſich
aus Geſ eine Anzahl von Flaſchen für mehrere hundert Mark
nach ſeiner o Wohnung mit quittierter Rechnung beſtellte und
in dem nen Hauſe oder auf der Straße dem Ueberbringer ſeine

abn und mit einem angeblichen Scheck, der aber nur ein aus
echſelvordruck war, bezahlte. Zur Erlangung der Seiden

ging er ieils in ähnlicher Weiſe vor, indem er eine größere Menge
a der ſeine Ehefrau oder Braut eine Auswahl treffen ſollte.
Er den Boten mit dem Auftrag fort, an die Schneiderin

endeinen belieb Anſchluß tel damit bei dW eigen und mit den wem
ca amen ele er fa e HandlungsPaul Koch, am A. eplember 1888 zu Lübeck Feborer Er iſt

1,75 Meter groß, v e rn und S 7geſtutzten Schnurrba r e bürger ung und infolgeeiner Augenverletzung ſtets Brille in Hoſen
Bei einem Diebſtahl in der Belſoriſtraße hat der Täter fol
x die Fang auch aus einem Diebſtahl her
1 Paar Lederpantoffeln, 1 Paar Halbſchnürſchuhe, 1 ſchwarzes

ett ohne Kragen mit ſchwarz und weißgeſtreiftem und hellblau
durchwirktem Futter, 1 braune Männerſtrickjacke, 1 ſchwarzes mit roten
Blumen durchwirktes und 1 rotbraunes Kattunkopftuch mit weißen
Punkten und weißen Blumenrand, 1 dunkelblaues mit Blumen durch
wirktes 1 ſchwarz und rotgeſtreifte wollene und 1 braun und
W fte wollene e. Dieſe Sachen dürften Frauen, die

rtſchaftliche Arbeiten verrichten, auf ihrer Arbeitsſtelle geſtohlen
worden ſ Die Eigentümer, oder ſolche Perſonen, die über die Sachen
Angaben machen können, werden erſucht, ſich bei der Kriminalpolizei

aße 4), Zimmer 70 oder 71, zu melden. Dort liegen auch
aus.die zure S w n An der Ecke der Gr. B dw ein ähendahn wagen mit äner

ſammen. Droſchke wurde ſtark beſchädigt, der Droſchkenführer und

Di d dem ſcheint beidee zu treffen. fuhr ein Stadtvermutlich infolge Ve s der

und eine und deren S leicht verletzt wurden.e e eine e in der Merſchege t einem

d h er den Vorſel neten

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
Anmehr ſt das Programm die Bundeswoche des

e ein der Aula der Univerſität abends 835 Uhr ein

W hden einzelnen Bildern wird
Martin Frey dieſem

b

gende durch Beſte

eſa
dertafel,

Ve ung 1914 unter Mitwirkung
eine große Reihe von Liedern zum Vortra Am ende Uhr ein Kammermuſike
Sonntag, 9. mittags 11 x r 7 7Den e haben die kalienHofmuſikalienhondlungen
Heinrich Hothan, Große Ulrich-Str., und Reinhold Koch, alte Pro

nommen. r das Konzert im Wittekind beſorgt die Ein
trittskarten Ausgabe die Kaſſe des Bades Wittekind. An den
Eintrittskarten -Ausgabeſtellen können auch die genaueren Programme
eingeſehen und gekauft werden.

s er. Heute Freitag zum letztenmal „Gloria Arſena“,
Sonnabend „Das Hreimäderlhaus“, Sonntag nachmittag 836 Uhr
Volksvorſtellung zu ganz kleinen Preiſen „Das Konzert“, Luſtſpiel von
n Bahr, abends 735 Uhr „Die Roſe von Stambul“, Montag

e

ThallaTheaker. Am Sonntag gelangt als Gaſtſpiel des StadttheaterPerſonals das Luſtſpiel S Huckebein“ von Blumenthal
und Kadelburg zur Aufführung.

Bad Wiltekind. Am Miltwoch abend fand in Bad Wittekind das
erſte Abendkonzert dieſer Spielzeit ſtatt, zu dem ſich viele Beſucher

den hatten, die neben den muſikaliſchen Klängen des Görlach
Orcheſters auch die wohltuende Abendkühle genießen wollten. Muſik
direktor Görlach hatte eine Vortragsfolge zuſammengeſtellt, die teils
ernſte, teils heitere Stücke enthlelt, ſo daß jeder Muſikfreund auf ſeine
Rechnung kam. Die Darbietungen der Kapelle wurden in exakter Weiſe
ausgeführt und durch Beifall belohnt.

Aus der Provinz.
Zwang gegen die Bauern.

Wie die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt in einem Rund
ſchreiben mitteilt, zeigen ſich die Landleute häufig bis zum Ab-
ſchluß von Verträgen über Herbſtgemüſe deshalb nicht geneigt, weil
ſie der Anſicht ſind, daß ſie, wenn ſie keine Verträge abſchließen, bei
der Ernte höhere Gewinne erzielen können, als wenn ſie ihre Ernte
vertraglich gebunden haben. Demgegenüber weiſt die Reichsgemüſe-
ſtelle darauf hin, daß auch in dieſem Jahre alles Herbſtgemüſe in
der bereits bekannten Weiſe der Zwangserfaſſung unterworfen wer
den wird. Es wird zwar jeder Anbauer für ſich das behalten
dürfen, was er in ſeinem Haushalt verbrauchen und in ſeinem
Betrieb verarbeiten will; wenn er aber dazu übergeht, die Ware
im Handel akzuſetzen, ſo wird die Reichsſtelle für Gemüſe und Obſt
oder eine ihr nachgeordnete Stelle zu beſtimmen haben, wohin die
Ware zu leiten iſt und wer ſie zu erhalten hat. Jn keinem Falle
werden dann die Landleute, die Verträge nicht abgeſchloſſen haben,
einen höhern Preis für Gemüſe erzielen als diejenigen, die Liefe-
rungsvertröge eingegangen ſind. Sehr wahrſcheinlich wird ſogar ein
niedrigerer als der Lieferungsvertragspreis gegahlt werden, ſo daß
ſich die Anbauer, die mit Rückſicht auf etwaige höhere Gewinne Liefe
rungsverträge nicht eingegangen ſind, in ihrer Preisberechnung
irren dürften.

Berluſte der Slbſchiffahrt.
Die Vereinigte r r r A.G. in Dresdenhat ſoeben ihren Geſchäftsbericht über 1917 herausgegeben. Aus

Fracht und Schlepplohn ufw. wurden 5 083 582 M. (1916: 4 882 066)
vevreinnahmt. Die allgemeinen Unkoſten erforderten 5 154 204 M.
(4 828 864). Di e eitgerrn ſind auf 407 650 M. (895 828) bemeſſen. 8 Jahr ließt mit einem Verluſt von 965 453 M.
(743 268), wodurch ſich der Verluſtvortrag aus 1916 von 2 349 515 M.
auf 3 814 969 M. erhöht. Jm Bericht ſchreibt die Verwaltung über
die Urſachen des ungünſtigen Abſchluſſes u. a. folgendes: „Die
Haupturſache des unerfreulichen Geſamtbildes liegt wiederum in
den bedeutenden Frachtausfällen, die durch die Unterbindung des
deutſchen Ueberſeehandels hervorgerufen ſind. Wenn auch die Be-
mühungen der behördlichen Stellen darauf gerichtet waren, der
Ueberlaſtung der Eiſenbahnen durch Ueberleitungen auf die Waſſer
ſtraßen entgegenzuwirken, ſo blieb der Erfolg hinter den Erwar-
tungen zurück, ſo daß der Aufgabenkreis des Elbeweges für die
private und kriegswirtſchaftliche Güterbewegung leider nicht zu der
ſonſt Lerechtigten Geltung gelangen konnte. Jn der Bilanz er
ſcheinen die itoren mit 1 448 998 M. (671 536), die Kreditoren
mit 3 346 901 M. (2 805 004).

Weißenfels. Die öffentlichen unentgeltlichen
Jmpfungen der im 1. und 2. Halbjahr 1917 geborenen Kinder,
der aus den Vorjahren impfpflichti r Kinder, ſowie der imVorjahre hier zugezogenen hpſpfteh gen Kinder finden am 29. Mai

von vormittags 9 bis v 5 Uhr in der Turnhalle der Bürger
ſchule, Promenade, durch den Königlichen Kreisarzt Dr. Wittich ſtatt.
Ebendort werden auch die Reviſionen abgehalten am 5. Juni um die
ſelbe Zeit. Das wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntnis ge

t, daß die Eltern oder Pflegeeltern zu den angeſetzten Jmpfterminen
el vorgeladen werden. Wer ſein Kind nicht ö ich

und unentgeltlich, ſondern auf eigene Koſten impfen laſſen will, hat
dieſes ſchriftlich auf den bei uns zur Rückgabe zu bringenden Beſtell
zettel ſpäteſtens im Jmpftermin anzuzeigen. Kann die Jmpfung wegen
Krankheit erſt ſpäter erfolgen, ſo muß ſolches durch ärztliche Beſcheini
gung nachgewieſen werden.

Grober Unfug an öffentlichen Feuermeldern.
Die öffentlichen Feuermelder ſind in den letzten Tagen wiederholt ohne
jedweden Grund in Tätigkeit Pfebt worden. Nicht nur, daß die Be
wohner durch das Alarmieren der Feuerwehr erſchrecken, es wird auch
der Feuerſchutz unter Umſtänden an anderen Stellen gefährdet. Jm
allgemeinen Intereſſe wird daher jedermann gebeten, auf verdächtiges
Herumhantieren an den Feuermeldern, namentlich durch Schüler und
halbwüchſige Burſchen, ganz beſonders zu achten und zur Feſtſtellung
ſolcher Perſonen beizutragen. Es iſt in Brandfällen erwünſcht, mög
üchſt den Fernſprecher, der jetzt Tag und Nacht zur Verfügung ſteht,
u benutzen. Unter Nr. 32 oder 583 iſt die Polizeihauptwache und der

randdirektor zu erreichen.

an beiden Füßen ſchwer verletzt. Sie wurde nach

D rer Einer in Torgau

r die ſo h h e neAufſicht liegen gelaſſen hatte. Eine bei Verdächtigen rt vor

zugeführt, und

überwältigender M it gegen die bü datengewählt im Herdſt 1916 als Mte Wenn eng Senns in den

eler Magſſtrat ein.

terbleiben. Bei RiS u zu ſindemweiſer
itbewohnerin hat die Arbeiterin Martha

Bunk dadu en recht erheblichen Schaden ugelgpt daß ſie aus
deren Koffer, den ſie vorher erbrochen, ein neues Kleid im Werte von
98 Mark geſtohlen hat. dem Ranud iſt ſie ſpurles verſchwunden.

Soziales.
Trinkgeld und AUnternehmerintereſſe.

Hierüber veröffentlichte die Neue Konditorenzeitung einen für
die Unternehmer recht annehmbaren Vorſchlag. Jn dem Artikel
wird behauptet daß den Bedienungsöfräuleins“ in Kondiloreien
rieſige Trinkgeider, bis zur Höhe von 80 M. und mehr pro Tag.uftöſen, Die in der Küche beſchäftigten Mädchen ſeien dagegen auf
hren Lohn angewieſen und höchſtens noch auf die freiwilligen Epen-
den der Erſtgenannten. Der Vorſchlag geht nun dahin, daß das
Bedienungsfräulein in Zukunft nicht allein angeholten werden foll,
in der Küche beim Atwaſchen des Geſchirrs zu helfen, ſondern auch
einen feſtguſetzenden Prozentſatz der ihr zufließenden Trinkgelder
dem Chef abzulieſern, damit dieſer es den Küchenmädchen zufließen
läßt. Auf dieſe Weiſe ſoll der Unzufriedenheit in der Küche ent-
gegengewirkt und verhindert werden, daß die Küchenmädchen mehr
Und mehr zu Bedienungsfräuleins werden. Das wäre ein be-quemes Mittel um noch mehr, als es in dieſen Betrieben ſchon a
der Fall iſt, Perſonal zu haben, dem man kernen on zahlen
braucht. Wo hohe Trinkgelder eingenommen werden. iſt och auch
der Umſatz und dadurch der Verdienſt des Unternehwers ein hoher,
ſo daß er ſehr gut in der Lage wäre, anſtändige Gehälter zu zahlen
und auf dieſe Weiſe Unzufriedenheit zu bannen und häufiger
Stellenwechſel vorzubeugen. Frerlich, dazu werden ſich die Unter
nehmer der Kaffeehäuſer erſt bereit finden, wenn ſie vom organi
ſierten Perſonal dazu gezwungen werden. Bis jetzt aber iſt vonOrganiſation des we binden Perſonals in dieſen Betrieten noch nicht

allzuviel zu ſpüren.

Gewerkſchaftliches.
d

Leiſtungen einer großen Sewerkſchaft.
Die neueſte Nummer des Grundſtein iſt zur Maſſen

verbreitung unter alle Bau arbeiter zwecks Einleitung einer
umſaſſenden Agitation beſtimmt. Zu dieſem Zweck ſetzt das Blatt
eingehend auseinander, was dieſer Verband bisher geleiſtet hat
und welche Aufgaben ſeiner in der nächſten Zukunft harren. Der
durchſchnittliche Siundenlohn der deutſchen Maurer betrug im
Jahre 1805 84.8 Pf., das Jahreseinkommen bei 239 Arbeitstagen

durchſchnittlich 1036 Arbeitsſtunden 878 M. Nach 20 jähriger
Zatigkeit der Organiſation war Anfang 1914 der Durchſchnitts
ſtundenlohn von 34.8 Pf. auf 60 Pf. geſtiegen, das durchſchnittliche
Jahreseinfommen von 873 M. auf 1362 M. und die durchſchnittliche
Arbeitszeit war von über 105 auf unter 94 Stunden verkürzt.
Die Verkürzung der Jahresarkeitszeit betrug mindeſtens 10 Proz.
die Steigerung des durchſcknittlichen Stundenlohns 72 Prozent. die
Steigerung. des Jahreseinkommens 55 Prozent. Jn der gleichen

eit ſtiegen die Preiſe der Lebensbedürfniſſe, kerechnet nach der be
annten Methode an der Ration der Marineſoldaten, um 82,14

Prozent. Des durchſchnittiiche Johreeintommen der Maurer war
ſomit nach 20 jähriger Gewerkſchaftsarbeit um rund 28 Prozent
mehr geſtiegen als die Preiſe der Lebensmittel. Der deufſche
Maurer konnte im Jahre 1914 von ſeinem halben Sommerwochen-
lohn rund 18 Prozent Lebensmittel mehr kaufen als im Jahre
1896. Die Gewerkſchaſten haben ſich demnach als eine Waffe er
wieſen, welche die Arbeiter nicht nur befähigt, der Verelendungs-
tendenz entgegenzuwirken, ſondern ihnen darüber hinaus auch ge
ſtattet, ſich eine beſſere Ledenshaltung zu erkämpfen. Dadurch
keiſten die Gewerkſchaften ein ungeheures Kulturwerk, und an
dieſer Kulturarbeit teilzunehmen muß über das eigene Intereſſe
hinaus der Stolz der Arbeiter ſein.

Während des Krieges hat der deutſche Bauarbeiterverband
weit über 10 Millionen Mark Unterſtützungen gezahlt, davon mehr
als die Hälfte außerordentliche Beihilfen an die Familien der im
Felde ſtehenden Mitglieder. Die Höhe der durchgeſetzie Teue
rungszulagen beträgt gegenwärtig 10 Pf. für die Arbeitsſtunde,
das Jahreseinkommen der Bauarbeiter iſt während des Krieges um
durchſchnittlich 1000 M. im Jahre geſtiegen.

Nach dem Kriege werden Lebensmittelpreiſe, Steuern und Woh
nungsmieten zweifellos außerordentlich hoch ſein. Will die Ar-
beiterſchaft ſich nicht wieder kulturell herunterdrücken laſſen, muß
ſie ſich durch Zuſammenſchluß die Kraft ſchaffen, einen den Lebens-
verhältniſſen entſprechenden Lohn durchzuſetzen. 6 Unzweifelhaft
wird nach dem Kriege das geſamte Tarifweſen neu geordnet werden.
Je ſtärker die Gewerkſchaften ſind, deſto beſſer werden ſie die Inter
eſſen ihrer Mitglieder dabei wahrnehmen können in dem gleichen
Geiſte, in dem ſie bisher für den Aufſtieg der Arbeiterklaſſe ge
kämpft haben.

7

Jntereſſante Feſtſtellungen.
Der etarier, das Organ des Fabrikarbeiterverdandes, berichtetim n er T z 7 h re u r Jahre

1917. Da heißt es ezug e ſtar rzunahme:„Wir hatten am Schluſſe des Jahres 1916 eine Mitgliederzahl
von 80 545: dagegen konnten wir am Schluſſe des Berichtsjahres 1917
eine Geſamtmitgliederzahl von 110 584 aufweiſen. Das iſt ein Mehr
von 30 039. m e ſeit Beſtehen unſres Verbandes nur

7l, und 906, übertroffen. 1917 o bene der v ehee an zweiter rin An 2
werden alle dienen unſrer freuen, die
durch tatoriſche Mitarbeit Anteil dem Aufſtieg des Vere n hier er aus auegeſprochen werden. dad di

h n e her S be viele u deſächlich erſt darch das ſigeſetz e i der A
hergeſtellt werden.

Aelung verdient ſorgen Das
dienſt iſt bekanntlich durch die ſoz okratiſche Fraktion, gegenhen sentwurf, merklich umgeſtaltet worden.

Totenliſte der Partei.

7 Geburtsort in in Wü der Kieleie Rindfle v im Altervon 5 geſtorben. Genoſſe d Wer
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